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49. Sitzung 

Bonn, den 19. Oktober 1977 

Beginn: 13.00 Uhr 

 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich habe die große Freude, dem Kollegen Siegler-
schmidt nachträglich zu seinem 60. Geburtstag gra-
tulieren zu können. Alles Gute! 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um die folgenden Ihnen in einer 
Liste vorliegenden Zusatzpunkte ergänzt werden: 

1. a) Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU einge-
brachten Entwurfs eines Besoldungsänderungsgesetzes 
— Drucksache 8/771 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend 
und gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol-
dungsgesetzes 
— Drucksache 8/1027 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend 
und gemäß § 96 GO 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Graduier-
tenförderungsgesetzes (2. GFÄndG) 
— Drucksache 8/1026 — 

Überweisungsvorschlag : 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung energierechtlicher Vor-
schriften 
— Drucksache 8/1030 —

Überweisungsvorschlag : 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Oktober 1977 dem 
Sechsten Gesetz über die Erhöhung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Bund und Ländern (Sechstes Bundesbesoldungs-
erhöhungsgesetz) zugestimmt. 

In der gleichen Sitzung hat der Bundesrat beschlossen, hin-
sichtlich des Gesetzes zur Steuerentlastung und Investitionsför-
derung zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen 
wird und ferner eine Entschließung angenommen. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 8/1029 verteilt. 

Teil III der Mündlichen Anfragen für August mit den dazu er-
teilten schriftlichen Antworten wird als Drucksache 8/1014 ver-
teilt. 

Die mit Rücksicht auf die Haushaltsberatungen schriftlich er-
teilten Antworten zu den Fragen in Drucksache 8/963 sind als 
Anlagen im Stenographischen Bericht der 48. Sitzung abgedruckt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 6. Oktober 1977 mitgeteilt, 
daß die nachstehende Vorlage in die interne EG-Fischereipolitik 
einbezogen worden ist und sich daher eine Beratung erübrigt: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung von Fang-
quoten für bestimmte Zonen sowie der Bedingungen für 
die Ausübung des Fischfangs in diesen Zonen 
— Drucksache 8/243 — 

Der  Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen hat mit Schreiben vom 7. Oktober 1977 unter Be-
zugnahme auf § 17 Abs. 5 Postverwaltungsgesetz den Nachtrag 
zum Voranschlag der Deutschen Bundespost für das Rechnungs-
jahr 1977 übersandt. Der Nachtrag liegt im Archiv zur Ein-
sichtnahme aus. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 14. Oktober 1977 
gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 den Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das Ge-
schäftsjahr 1977 und den Nachtrag hierzu mit 15 Anlagen sowie 
den Stellenplan der Deutschen Bundesbahn mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersandt. Wirtschafts- und Stellenplan liegen 
im Archiv zur Einsicht aus. 

— Ich sehe und hören keinen Widerspruch. Die Er
-

weiterung der Tagesordnung ist damit beschlossen. 

Entsprechend einer interfraktionellen Vereinba-
rung sollen die Punkte 3 bis 7 — betreffend Entwurf 
eines Strafverfahrensänderungsgesetzes, Entwurf 
eines zweiten Gesetzes zur Bekämpfung von Terro-
rismus und Gewaltkriminalität sowie zum Schutz des 
inneren Friedens, Änderung des Gesetzes zur Be-
schränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses, Änderung von Strafvorschriften des Waffen-
rechts sowie Entwurf eines Gesetzes über die Auf-
gaben und Befugnisse der für die Wahrung von öf-
fentlicher Sicherheit und Ordnung zuständigen Be-
hörden des Bundes — von der Tagesordnung abge-
setzt werden. — Ich sehe und höre auch hier keinen 
Widerspruch. Das Haus ist damit einverstanden. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/1015 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen. Der 
Herr Abgeordnete Graf Stauffenberg hat um schrift-
liche Beantwortung der beiden von ihm eingereich-
ten Fragen gebeten. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft. Der Herr 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Abgeordnete Jahn (Marburg) hat ebenfalls um 
schriftliche Beantwortung der beiden von ihm ein-
gebrachten Fragen gebeten. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Zur Beantwortung der Fragen steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Haack zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Münster) auf: 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau ein Gutachten zur Frage des Ver-
fügungseigentums und Nutzungseigentums in Auftrag gegeben 
hat, wenn ja, ist das Gutachten zwischenzeitlich erstellt, und 
zu welchen Ergebnissen hat die Untersuchung geführt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: In 
der vergangenen Legislaturperiode ist beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau eine unabhängige Sachverständigenkommission 
gebildet worden, die aus fachlicher Sicht die in der 
Offentlichkeit diskutierten neuen und modifizierten 
Rechtsformen der Bodennutzung untersuchen sollte. 
Die Sachverständigen haben ihre Arbeit inzwischen 
beendet und eine gutachtliche Stellungnahme erar-
beitet. Das Gutachten wird in Kürze veröffentlicht 
und damit auch Ihnen, Herr Kollege Jahn, zugänglich 
gemacht werden. 

Zum Inhalt einige kurze Bemerkungen: Die Sach-
verständigen haben zu den Reformvorschlägen Stel-
lung genommen, sie in verfassungsrechtlicher und 
rechtssystematischer Hinsicht beurteilt sowie ihre 
Leistungsfähigkeit für die ihnen zugedachte städte-
bauliche Funktion untersucht. Dabei kamen sie zu 
dem Ergebnis, daß die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung der Bodennutzung in städtebaulichen 
Problemgebieten — im wesentlichen Kerngebiete 
der städtischen Verdichtungsräume mit hoher Nut-
zungskonkurrenz oder raschem Nutzungswandel so-
wie Flächen mit unausgewogener Nutzungsstruktur, 
in denen Defizite in der Steuerungsmöglichkeit der 
Bodennutzung bestehen — durch öffentlich-rechtliche 
Gestaltungen und durch Fortentwicklung des Insti-
tuts des Erbbaurechts zu einem städtebaulichen Erb-
baurecht in Form einer privatrechtlichen Lösung ge-
fördert werden können. Hinsichtlich der möglichen 
Ausgestaltung, insbesondere der öffentlich-rechtli-
chen Lösung und der verfassungsrechtlichen Bewer-
tung, werden unterschiedliche Meinungen vertreten. 

Insgesamt stellt die gutachtliche Stellungnahme 
der Sachverständigen einen wertvollen Beitrag zu 
Grundfragen der Diskussion über neue bzw. modifi-
zierte Rechtsformen der Bodennutzung dar. Ich darf 
hier vorschlagen, daß wir diese Fragen nach Veröf-
fentlichung des Gutachtens auch im zuständigen 
Fachausschuß des Bundestages intensiv erörtern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da Sie das Gutachten offensichtlich kennen, habe 
ich auch hier in diesem Hohen Hause zwei Fragen: 
Die erste: 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, zunächst eine Frage! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Ist Nutzungs-
eigentum im Sinne des Gutachtens, das Ihnen be-
kannt ist, Nutzung eigenen oder Nutzung fremden 
Eigentums im Sinne unserer geltenden Rechtsord-
nung? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich darf dazu, Herr 
Kollege Jahn, folgendes sagen: Zunächst ist es 
selbstverständlich, daß mir das Gutachten bekannt 
ist. Wenn unser Ministerium ein Gutachten in Auf-
trag gibt und dieses dann bei uns abgeliefert wird, 
muß es uns selbstverständlich bekannt sein. 

Zur Sache selbst: Natürlich ist gerade die Frage 
des Nutzungseigentums, die etwa auch im Rahmen 
von Vorstellungen innerhalb der SPD erörtert wor-
den ist, in diesem Gutachten geprüft. Es ist dort 
festgestellt worden, daß solche neuen Möglichkei-
ten auch aus verfassungsrechtlichen Gründen unter 
Umständen denkbar wären. Die Gutachter kommen 
aber im wesentlichen zu dem Ergebnis, daß durch 
ein erweitertes Erbbaurecht in der Form einer pri-
vatrechtlichen Lösung oder durch  eine öffentlich-
rechtliche Lösung die Probleme durchaus gelöst wer-
den können, so daß von diesem Ihnen ja bekannten 
Modell Nutzungseigentum nicht weiter ausgegan-
gen werden muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da Sie der Fragestellung ausgewichen sind, bitte 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, keine Bewertungen, sondern Zusatzfragen, 
bitte! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Die zweite Zu-
satzfrage: Herr Staatssekretär, können Sie mir den 
Unterschied zwischen dem in diesem Gutachaten an-
gesprochenen Modell Verfügungs-/Nutzungseigen-
tum einerseits und dem neuerdings in der Diskus-
sion befindlichen städtebaulichen Erbbaurecht ande-
rerseits darlegen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Das kann ich im 
einzelnen wegen der Kürze der Zeit nicht tun; ich 
erhalte aber mein Angebot aufrecht, daß wir das 
Gutachten zunächst veröffentlichen und es Ihnen 
zugänglich machen. Das Gutachten ist — das ist 
bei Gutachten meistens der Fall — sehr umfang-
reich. Anschließend können wir in eine Detail-
beratung eintreten. 
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Parl. Staatssekretär Dr. Haack 
Sie meinten, ich sei Ihrer Frage ausgewichen. 

Hinsichtlich Ihrer Frage, ob es sich um privates 
oder um öffentliches Eigentum handelt, gehen die 
Gutachter beim städtebaulichen Erbbaurecht davon 
aus, daß Flächen, die zunächst im Privateigentum 
stehen, in öffentliches Eigentum überführt werden 
müssen. Erst dann stellt sich die Frage der Vergabe 
eines Nutzungsrechtes. 

Diese Fragen sind aber so diffizil, daß sie, da 
das Gutachten noch nicht vorliegt, hier nicht erör-
tert werden können. Mit der Veröffentlichung ist 
bald zu rechnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: ich rufe 
die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn 
(Münster) auf: 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Kritik 
des Bundeskanzlers (vgl. .Die Welt' am 4. Oktober 1977) an 
einer zu komplizierten Gesetzgebung, durch die z. B. Investitio-
nen im privaten Wohnungsbau ungebührlich verzögert würden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jahn, 
wie Sie wissen, hat die Bundesregierung zu diesem 
Thema erst vor kurzem in ihrer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage von Koalitionsabgeordneten Stel-
lung genommen. Dabei hat die Bundesregierung auf 
die insoweit allein den Ländern obliegende Gesetz-
gebungs- und Durchführungskompetenz, auf die 
seitherigen Bemühungen der Bundesregierung sowie 
die auf fachlicher Ebene laufenden gemeinsamen 
Untersuchungen von Bund und Ländern in einer 
entsprechenden Arbeitsgruppe der ARGEBAU hin-
gewiesen. Zusätzlich wurde angekündigt, daß die 
Bundesregierung, unbeschadet der bestehenden 
Verteilung der Gesetzgebungsbefugnis, zur Unter-
stützung der bisherigen Arbeiten eine Arbeitsgruppe 
einberufen wird, an der die Länder, die kommu-
nalen Spitzenverbände, die Bauwirtschaft, die Indu-
striegewerkschaft Bau, die Architektenverbände 
und selbstverständlich auch die drei Fraktionen des 
Bundestages beteiligt werden sollen. Ihnen ist als 
Obmann der CDU/CSU-Fraktion vor wenigen Tagen 
eine Einladung zu einer ersten Sitzung dieser Ar-
beitsgruppe zugegangen. Diese Arbeitsgruppe soll 
sich umfassend mit der Kritik an den baubehörd-
lichen Verfahren einschließlich der Verfahren bei 
der Bewilligung öffentlicher Mittel für öffentliche 
und private Bauvorhaben beschäftigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen entgangen, daß der Bundeskanzler 
nicht den Gesetzesvollzug, sondern die Gesetzge-
bung selbst kritisiert hat, und welche Folgerungen 
wird die Bundesregierung hieraus ziehen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Das ist mir über-
haupt nicht entgangen. Ganz im Gegenteil: Diese 
Arbeitsgruppe wird den Auftrag haben, auch nach-
zuprüfen, ob es Bundes- und Landesgesetze auch 
neueren Datums gibt, die gerade die Investitionen 
im Baubereich erschweren. Die ganze Palette dieser 
Fragen, um die es hier geht, soll in dieser Arbeits

-

gruppe untersucht werden. Das betrifft sowohl be-
stehende Gesetze, die Durchführung von Gesetzen 
und auch die Frage, wie der Abfluß öffentlicher 
Mittel erfolgt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Wann sollen nach 
Auffassung der Bundesregierung die ersten Ergeb-
nisse vorliegen? 

Dr. Haack,  Parl.. Staatssekretär: Das wird ganz 
entscheidend von denjenigen abhängig sein, die an 
dieser Arbeitsgruppe mitwirken. Wie Sie wissen, ha-
ben wir bei der ersten Einladung zu der Arbeits-
gruppe darum gebeten, daß uns die Beteilig-
ten erste Arbeitsergebnisse, die sie bereits er-
arbeitet haben, zusenden, damit wir schon bei 
der ersten Sitzung zügig arbeiten können. Dane-
ben gibt es, wie Sie wissen, diese Arbeitsgruppe 
innerhalb .der sogenannten ARGEBAU, also bei den 
Länderbauministern, die bis zum Februar nächsten 
Jahres, wie sie angekündigt hat, ein Arbeitsergeb-
nis vorlegen will. Wir wollen beide Arbeitsgruppen 
entsprechend koordinieren, um nach Möglichkeit 
zu Beginn des Jahres 1978 ein vernünftiges, brauch-
bares und praktikables Ergebnis vorlegen zu können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage des Herrn Abgeordneten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilt 
die Bundesregierung die Kritik des Herrn Bundes-
kanzlers, daß im privaten Wohnungsbau Investitio-
nen ungebührlich verzögert worden sind? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Es ist selbstver-
ständlich, daß die Bundesregierung eine Kritik des 
Bundeskanzlers teilt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Fra

-

ge des Herrn Abgeordneten Dr. Schneider wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. . 

Ich rufe die Frage-9 des Herrn Abgeordneten Sick 
auf: 

Ist der Bau und Verkauf von Luxus-Eigentumsappartements in 
größerem Umfang durch gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaf-
ten zulässig, und, wenn ja, soll diese Rechtslage nach der bei 
der Bundesregierung stattfindenden Überprüfung des Wohnungs-
gemeinnützigkeitsrechts bestehen bleiben? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sick, gemeinnützige Wohnungsunternehmen dürfen 
keine Luxuswohnungen und auch keine Wohnungen 
errichten, die nach ihrer Art und Ausstattung als 
Luxuswohnungen anzusehen sind. Das ist bereits 
in § 11 Abs. 4 der Durchführungsverordnung zum 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz geregelt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 
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Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung bereit, das an Hand einer Tatsache, 
die ich beispielsweise für das Nordseebad Wester-
land behaupte, nachzuprüfen und das Gegebene zu 
tun, wenn sich herausstellt, daß dies doch geschieht? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Wir sind selbst-
verständlich gern bereit, das nachzuprüfen. Ich bitte, 
mir entsprechende Unterlagen zuzuleiten, wenn Sie 
solche konkreten Tatsachen darlegen können, die 
dem widersprechen, was ich soeben an Hand der 
Gesetzeslage ausgeführt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 10, die nächste Frage des Abgeordneten Sick, 
auf: 

Welche Vergünstigungen, insbesondere steuerlicher Art, stehen 
den gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften im Vergleich zu 
den freien Wohnungsbaugesellschaften im einzelnen zur Ver-
fügung, und ist die Bundesregierung bereit, das Wohnungs-
gemeinnützigkeitsrecht dahin gehend zu ändern, daß die sich aus 
diesen Vergünstigungen ergebenden Wettbewerbsverzerrungen 
auf die wirklich gemeinnützige Geschäftstätigkeit beschränkt 
bleiben? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen sind unter anderem von der 
Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Ver-
mögensteuer befreit. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß diese Steuerbefreiung nicht zu einer 
Wettbewerbsverzerrung führt, weil ihr auf der an-
deren Seite entsprechende Bindungen gegenüber-
stehen. Dessenungeachtet prüft die Bundesregierung, 
ob eine Anpassung des Wohnungsgemeinnützig-
keitsrechtes an die gewandelten wirtschaftlichen 
Verhältnisse erforderlich wird. Dies habe ich erst 
vor einigen Wochen auch auf eine entsprechende 
Anfrage von Herrn Kollegen Dr. Schneider in der 
Fragestunde gesagt. Im übrigen gibt es auch entspre-
chende Initiativen auf Länderseite. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben eine Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Sick (CDU/CSU) : Deswegen die Frage, Herr 
Staatssekretär: Wann kann mit einer entsprechenden 
Änderungsvorlage gerechnet werden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich kann hier kei-
nen genauen Zeitpunkt nennen, allein deshalb nicht, 
weil noch nicht einmal klar ist, daß es entscheiden-
de Änderungen des Wohnungsgemeinnützigkeits-
rechts geben muß. Wir müssen hier sehr behutsam 
vorgehen, auch auf Grund der nicht ganz einfachen 
Situation auf dem Wohnungsmarkt. Wir wissen alle, 
daß wir gerade im Bereich des sozialen Wohnungs-
baus auf die Tätigkeit der gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen sehr angewiesen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Dr. Jahn zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sieht die Bundesregierung denn die Dringlich-
keit der Überprüfung, was am Engagement von „ge

-

meinnützigen Baugesellschaften" eben nicht mehr 
gemeinnützig ist? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich bestreite nicht, 
daß das eine oder andere tatsächlich zu überprüfen 
ist. Aber ich sehe die Frage nicht als so dringlich 
an. Wir sind unter keinem Zeitdruck. Wir warten auf 
entsprechende Initiativen der Bundesländer, die das 
sozusagen an Ort und Stelle besser beurteilen könn-
ten, wenn es wirklich so schlimme Probleme geben 
sollte. Es gibt etwa aus der Sicht des Landes Bayern 
entsprechende Vorschläge, denen wir allerdings 
ziemlich kritisch gegenüberstehen. Ich möchte noch 
einmal zusammenfassen: es ist nicht auszuschließen, 
daß das eine oder andere geändert werden muß; wir 
sehen aber keine Dringlichkeit. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Fra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. van Aerssen — Fra-
ge 11 — wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung der Fragen steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Hauff zur Verfügung. Die erste 
Frage — Frage 12 — ist vom Herrn Abgeordneten 
Ueberhorst eingereicht worden: 

Wird die Bundesregierung die im Nachrichtenmagazin „Der 
Spiegel" Nr. 40/1977 dem amerikanischen. Energieminister Schle-
singer unterstellte Aussage daß Großbritannien und West-
deutschland bald ihre Brüter-Programme aufgeben werden" auf-
greifen und dazu Stellung nehmen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Ueberhorst, der Bundesregierung ist eine Äußerung 
des amerikanischen Energieministers Dr. Schlesin-
ger, daß die Bundesrepublik und Großbritannien 
bald ihre Brüter-Programme aufgeben werden, nicht 
bekannt. Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie hat erst kürzlich in einem ausführlichen 
Bericht an den Ausschuß für Forschung und Techno-
logie und den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages dargelegt, warum sie für die weitere 
Entwicklung des Schnellbrutreaktors eintritt. 

Im übrigen hält auch die amerikanische Regierung 
an einem großen Teil des bisherigen amerikanischen 
Schnellbrutreaktorprogramms fest. Die amerikani-
sche Regierung hat deshalb betont, daß sie großen 
Wert auf eine Fortsetzung der deutsch-amerikani-
schen Zusammenarbeit auf dem Schnellbrütergebiet 
legt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Ueberhorst (SPD) : Vielen Dank für diese Antwort, 
Herr Staatssekretär. Darf ich nur der Sicherheit hal-
ber noch einmal dezidiert nachfragen, ob die Bun-
desregierung im Gespräch mit Herrn Schlesinger 
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Ueberhorst 
auch festgestellt hat, daß dieses Zitat des „Spiegels" 
als Falschzitat bezeichnet werden kann? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ueberhorst, ich kann dies insofern doppelt bestäti-
gen, als es sowohl auf der Arbeitsebene durch Kon-
takte in der Form, wie Sie es hier zitieren, festge-
stellt wurde, als auch im direkten Gespräch zwischen 
Bundesminister Matthöfer und dem amerikanischen 
Energieminister Dr. Schlesinger. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 13 auf. Sie ist von Herrn Ab-
geordneten Dr. Vohrer gestellt. — Ich sehe den Kol-
legen nicht im Saal. Die Frage wird daher schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. Gleiches gilt für Frage 14. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Riesenhuber hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihm eingereichten 
Fragen 20 und 21 gebeten. Dem wird entsprochen. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Technologie 
behandelt worden. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Baum zur 
Verfügung. Die erste Frage — Frage 15 — ist von 
dem Herrn Abgeordneten Pfeifer eingebracht wor-
den: 

Wird die Bundesregierung an ihrer bisherigen Ansicht fest-
halten, daß die Voraussetzungen für die Errichtungsgenehmigung 
neuer Kernkraftwerke darin bestehen, daß für das deutsche Ent-
sorgungszentrum (DEZ) eine Standortvorauswahl getroffen ist, 
das Genehmigungsverfahren eingeleitet ist und seitens der 
Reaktorsicherheitskommission und Strahlenschutzkommission ein 
positives Gutachten hinsichtlich der sicherheitstechnischen Reali-
sierbarkeit vorliegt? 

Bitte. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Pfeifer, ich möchte Ihre 
Frage mit Ja beantworten. Die Bundesregierung hält 
in Beachtung der von Bund und Ländern beschlos-
senen Grundsätze zur Entsorgungsvorsorge daran 
fest, daß die genannten Bedingungen als Voraus-
setzungen für ihre Zustimmung zu ersten Teilerrich-
tungsgenehmigungen neuer Kernkraftwerke erfüllt 
sein müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 
 

Pfeifer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bedeutet 
das, was Sie eben ausgeführt haben, daß die Bun-
desregierung bei der Fortschreibung des Energie-
programms an der Position festhalten wird, die in 
bezug auf die Genehmigung der Neuerrichtung von 
Kernkraftwerken mit den sogenannten Eckwerten 
zur Fortschreibung des Energieprogramms vom 
März dieses Jahres beschlossen worden ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be mich hier nicht zur Fortschreibung des Energie

-

programms geäußert — das ist auch nicht meine 
Aufgabe —, sondern ich habe mich präzise zu Ihrer 
Frage geäußert, ob die Bundesregierung an den Ent-
sorgungsrichtlinien festhält, ein Element — das 
gebe ich zu — der Fortschreibung des Energiepro-
gramms. Darauf habe ich eindeutig mit Ja geant-
wortet. Fragen, die sich dezidiert auf die Fortschrei-
bung des Energieprogramms erstrecken, kann ich 
hier nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha

-

ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Pfeifer (CDU/CSU) : Wann rechnet die Bundesre-
gierung damit, daß neue Errichtungsgenehmigungen 
für Kernkraftwerke erteilt werden können? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das hängt davon ab, 
wann Anträge eingehen, Herr Kollege. Ich rechne 
damit, daß Anträge im Laufe des nächsten Jahres 
eingehen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Lenzer auf: 

Welches Konzept hat die Bundesregierung für die Entsorgung 
der deutschen Kernkraftwerke, und wie ist zur Zeit der Stand 
der Entwicklung bei der Realisierung dieses Konzepts? 

Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
die Bundesregierung hat zur Entsorgung von Leicht-
wasserreaktoren und Schließung des nuklearen 
Brennstoffkreislaufs ein Konzept entwickelt, bei dem 
Brennelementlagerung, Wiederaufarbeitung, Spalt-
stoffrückführung, Abfallbehandlung und Abf all-
lagerung an einem Standort zusammengefaßt wer-
den. Dieses Konzept soll mit der Errichtung eines 
Entsorgungszentrums verwirklicht werden. Sie hat 
diese Konzeption in der Vergangenheit wiederholt 
dargelegt und erläutert. Ich darf Sie hierzu auf die 
Antworten auf die Großen Anfragen — Drucksachen 
7/3871 und 8/570 — verweisen. 

An der Realisierung des Konzepts sind die Privat-
wirtschaft und der Bund beteiligt. Die Deutsche 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrenn-
stoffen mbH (DWK) hat am 31. März 1977 den An-
trag auf Errichtung des Entsorgungszentrums — 
ohne Endlager — beim niedersächsischen Sozial-
minister gestellt und gleichzeitig den Sicherheits-
bericht vorgelegt. Die Genehmigungsbehörde prüft 
zur Zeit den vorgelegten Antrag. Eine erste Teil-
genehmigung ist vor Ablauf von zwei bis drei Jah-
ren nicht zu erwarten. 

Im Auftrag des Bundes hat die Physikalisch-Tech-
nische Bundesanstalt (PTB) Braunschweig am 28. Juli 
dieses Jahres den Antrag auf Einleitung eines Plan-
feststellungsverfahrens für das Endlager der radio-
aktiven Abfälle beim niedersächsischen Sozialmini-
ster gestellt. Die am Standort noch erforderlichen 
Probebohrungen werden vorbereitet. Die PTB wird 
den Antrag hierzu unverzüglich stellen. Die Bundes-
regierung erwartet am 20. Oktober 1977, also mor-
gen, das von Reaktorsicherheitskommission und 
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Parl. Staatssekretär Baum 
Strahlenschutzkommission erarbeitete Urteil über 
die grundsätzliche sicherheitstechnische Realisier-
barkeit des Entsorgungszentrums. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie in diesem Zusammenhang ein Urteil über die 
Rolle abgeben, die das Endlager in der Gesamtkon-
zeption für die Bundesregierung hier spielt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be schon auf die sehr ausführliche Beantwortung 
der Großen Anfragen zu diesem Thema verwiesen. 
Ich möchte mich im Rahmen dieser Fragestunde dar-
auf beschränken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
fragen, ob mit dem Vorliegen des Sicherheitsberichts 
und der Überprüfung eine der wichtigen Vorbedin-
gungen erfüllt ist, die auch in den sogenannten 
Grundlinien und Eckwerten vom 23. März formuliert 
worden sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Eine der Vorausset-
zungen ist damit sicher erfüllt. Ich habe schon dar-
auf hingewiesen, daß das Urteil oder die Stellung-
nahme der beiden Kommissionen morgen erwartet 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage des Abgeordneten Pfeifer. 

Pfeifer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann man 
davon ausgehen, daß mit der Vorlage des Berichts 
der Reaktorsicherheitskommission morgen die drei 
Kriterien erfüllt sind, welche die Bundesregierung in 
ihren Eckwerten zum Energieprogramm für die Er-
richtung neuer Kernkraftwerke genannt hat, soweit 
dies die sogenannte Koppelung mit der Entsorgungs-
frage betrifft? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, falls das 
Gutachten positiv ist, sind in der Tat alle drei Vor-
aussetzungen erfüllt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, Fach-
leute führen zu dem Punkt Entsorgungszentrum aus, 
daß es notwendig gewesen wäre, auch das Zwi-
schenlagerbecken am selben Ort zu erstellen. Glau-
ben Sie, daß es eine Möglichkeit gibt, dies insge-
samt noch zu realisieren, d. h. auch die Zwischen-
lagerbecken, die gebaut werden müssen, am selben 
Standort wie die Entsorgungsanlage zu bauen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Mei-
nungen der Fachleute sind darüber geteilt. Im übri-
gen sehe ich keine Möglichkeit, ein Zwischenlager an 
dem endgültigen Standort zu errichten. Ich werde 
gleich bei einer anderen Frage Gelegenheit haben, 
auf diese Problematik einzugehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu einer 
letzten Zusatzfrage, der Herr Abgeordnete Ueber-
horst. 

Ueberhorst (SPD) : Ich möchte im Anschluß an die 
drei von Ihnen als erfüllbar genannten Vorausset-
zungen fragen, Herr Staatssekretär, ob die in den 
Eckwerten vom März dieses Jahres bei der Beant-
wortung der Großen Anfragen genannte vierte Be-
dingung für die Bundesregierung noch Aktualität 
besitzt, nämlich die Ankündigung, mit den Ländern 
und der Wirtschaft zu erörtern, mit welcher inhalt-
lichen Beschränkung neue erste Teilerrichtungsge-
nehmigungen für Kernkraftwerke versehen werden 
könnten, um Betriebsgenehmigungen für diese 
neuen Kernkraftwerke mit der Erteilung der ersten 
Teilerrichtungsgenehmigung für das Entsorgungs-
zentrum zu verknüpfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, wenn Sie das noch in den Rahmen des 
Konzepts einpassen können, lasse ich die Frage zu. 
Ich würde sie mehr der nächsten Frage zurechnen. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, das ist 
die Beantwortung der nächsten Frage des Kollegen 
Lenzer. Wenn der Kollege einverstanden ist, würde 
ich diese Frage jetzt beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 19 des Abgeordneten Lenzer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auflagen für die Be-
triebsgenehmigung der neu zu errichtenden Kernkraftwerke, und 
hat sie ihre Auffassung in Verhandlungen mit den Ländern 
durchsetzen können, daß für die Erteilung der Betriebsgenehmi-
gungen die erste Teilerrichtungsgenehmigung für das deutsche 
Entsorgungszentrum zur Voraussetzung gemacht wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
beabsichtigt, mit den Ländern zu erörtern, mit wel-
cher inhaltlichen Beschränkung neue erste Teil-
errichtungsgenehmigungen für Kernkraftwerke ver-
sehen werden, um Betriebsgenehmigungen für diese 
neuen Kernkraftwerke mit der Erteilung der ersten 
Teilerrichtungsgenehmigung für das Entsorgungs-
zentrum zu verknüpfen. Dies hatte sie in ihrer Ant-
wort vom ß. Juni 1977 auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der SPD und der FDP bereits angekün-
digt. Diese Erörterungen haben noch nicht begon-
nen, werden jedoch nach Vorliegen des RSK-SSK-
Urteils zur grundsätzlichen sicherheitstechnischen 
Realisierbarkeit des Entsorgungszentrums als weite-
rer Folgeschritt in der Verwirklichung der Entsor-
gungspolitik der Bundesregierung sogleich eingelei-
tet werden. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wann ist 
es nach Ihrer Auffassung für die entsprechenden Be-
hörden möglich, weitere Teilerrichtungsgenehmi-
gungen für Kernkraftwerke auf diesem Hintergrund 
zu erteilen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
hängt natürlich von einer Vielzahl von Vorausset-
zungen ab, die erfüllt sein müssen, bis eine Teil-
errichtungsgenehmigung für ein konkretes Projekt 
erteilt werden kann. Ich könnte Ihre Frage nur an 
Hand jeweiliger Anträge beantworten. Ich kann sie 
abstrakt beim besten Willen nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Vielen Dank, Herr Präsident. 
— Herr Staatssekretär, ist die Bundesregierung be-
reit, die Länder bei der sofortigen Vollziehbarkeit 
in Verfolgung des atomrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens zu unterstützen, wenn dies notwendig 
sein sollte? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auch das 
hängt vom Einzelfall ab. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Benz auf. — Ich sehe den Kollegen nicht im Saal; 
dann werden diese und die ebenfalls von ihm ein-
gereichte Frage 25 schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Berger ist jedoch im Saal. 
Ich rufe seine Frage 26 auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Empfänger beamtenrecht-
licher Versorgungsbezüge für eine beihilfenkonforme (restko-
stendeckende) Krankenversicherung ungeachtet langer Vorver-
sicherungszeiten wesentlich höhere Beiträge zahlen müssen als 
jüngere aktive Beamte im gleichen Tarif, und wie groß sind 
diese Unterschiede zum Beispiel im Durchschnitt zwischen einem 
40jährigen aktiven Beamten und einem 75jährigen Ruhestands-
beamten, und worauf ist die zusätzliche Belastung der Versor-
gungsempfänger zurückzuführen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Wenn der Kollege 
einverstanden ist, würde ich gerne beide Fragen zu-
sammen beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordneter Berger ist einverstanden. Ich rufe auch 
noch seine Frage 27 auf: 

Welche Maßnahmen sind beabsichtigt, um dieser im geltenden 
Beihilferecht nicht berücksichtigten zusätzlichen Belastung der 
Versorgungsempfänger, deren Einkommen stark reduziert ist, 
mit Beiträgen für eine restkostendeckende Krankenversicherung 
im Rahmen der bei aktiven Beamten üblichen prozentualen Be-
lastung zu halten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das System der Für-
sorge des Dienstherrn für die Krankheitsvorsorge 
geht davon aus, daß mit den Bezügen ein Durch

-

schnittssatz zur Verfügung gestellt wird, der für alle 
Beamten bzw. für alle Versorgungsempfänger mit 
gleichem Familienstand einheitlich ist. Dieser Grund-
satz entspricht ständiger Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts. Der Durchschnittssatz kann 
betragsmäßig wegen der ständigen Veränderung der 
Einkommen und der Kosten der Krankheitsvorsorge 
nicht bestimmt werden. Er reicht aus, insbesondere 
unter Einschluß des 10 °/oigen Zuschlages für Ver-
sorgungsempfänger, eine beihilfekonforme restko-
stendeckende Krankenversicherung abzuschließen. 

Das sind versicherungsmathematische Vorgänge, 
die sich je nach der Geschäftspolitik und nach dem 
grundsätzlich durch Altersrückstellungen aus den 
Beiträgen aller Versicherten aufgefangen. Allerdings 
können Beitragserhöhungen der Krankenversiche-
rungen, die diese auf Grund der steigenden Kosten 
im Gesundheitswesen für alle Versicherten durch-
führen müssen, das Verhältnis zwischen Altersrück-
stellungen und allgemeiner Beitragssteigerung zu-
ungunsten der Altersrückstellungen mit der Folge 
verschoben haben oder künftig verschieben, daß die 
beitragsmäßigen Belastungen bei älteren Beihilfe-
berechtigten höher sind als bei jüngeren. 

Das sind versicherungsthematische Vorgänge, die 
sich je nach der Geschäftspolitik und nach dem 
Versichertenbestand der einzelnen Versicherungs-
unternehmen unterschiedlich auswirken. Zur Ermitt-
lung des betragsmäßigen Unterschiedes reicht es 
daher nicht aus, nur von den Verhältnissen einer 
einzelnen Versicherung auszugehen. Bei der Viel-
zahl der Krankenversicherungen und der unter-
schiedlichen persönlichen Verhältnisse der Beihilfe-
berechtigten kann eine allen Fallgestaltungen im 
einzelnen gerecht werdende Aussage, Herr Kollege, 
nicht getroffen werden. 

Auf Grund eines Beschlusses des Bundeskabinetts 
befaßt sich eine Arbeitsgruppe des Innenministe-
rium zur Zeit mit der Frage der Einebnung vermute-
ter Disparitäten in den Versorgungssystemen des 
öffentlichen Dienstes. In diesem Zusammenhang wird 
auch die Frage untersucht, ob Disparitäten in der 
Belastung durch die Krankheitsvorsorge bestehen. 
Das Ergebnis der Untersuchungen, das der Abstim-
mung mit den hauptbeteiligten Bundesressorts noch 
bedarf, liegt noch nicht vor. Ich rechne damit für 
die ersten Monate des nächsten Jahres. Die die 
Krankheitsvorsorge betreffenden Untersuchungen 
werden weitergeführt, obwohl das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Beschluß vom 12. August 
dieses Jahres eine einschlägige Verfassungsbe-
schwerde nicht zur Entscheidung angenommen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Wird bei dieser Untersuchung 
auch eine Angleichung an den sozialen Fortschritt 
außerhalb des Beamtenrechts mit in Erwägung ge-
zogen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das wird 
sicher in die Betrachtungen einbezogen werden. 
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Parl. Staatssekretär Baum 
Aber ich kann dem Ergebnis dieser Überlegungen 
heute nicht vorgreifen, wie Sie verstehen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 28 des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Wieweit haben sich nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
terroristische Vereinigungen in den letzten Jahren durch Bank-
überfälle finanziert, und von welcher Seite sind welche verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gegen eine Gesetzesinitiative der 
Bundesregierung zur besseren Bankensicherung vorgebracht wor-
den? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gansel, 
nach den Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden 
sind in der Zeit vom 1. Januar 1971 bis 17. Oktober 
1977 bei mit Sicherheit oder aber mit hoher Wahr-
scheinlichkeit von terroristischen Gewalttätern ver-
übten insgesamt 40 Überfällen auf Banken und Spar-
kassen insgesamt 5 371 680 DM erbeutet worden. Bei 
weiteren 21 Überfällen in diesem Zeitraum mit 
einer Beute von insgesamt 1 602 436 DM kann eine 
Tatbegehung durch terroristische Gewalttäter nicht 
ausgeschlossen werden. 

Hinzu kommen 4 648 618 DM, die nicht bei Bank-
überfällen, sondern bei Überfällen auf Geldtrans-
porte und Geldboten erbeutet wurden und bei denen 
eine Tatbegehung durch terroristische Gewalttäter 
nicht ausgeschlossen werden kann. Vom 1. Januar 
1971 bis 17. Oktober 1977 ist daher eine Gesamt-
beute von 11 622 734 DM bei Raubüberfällen auf 
Geldinstitute, Geldtransporte und Geldboten erzielt 
worden, bei denen eine Tatbegehung durch terro-
ristische Gewalttäter zumindest nicht ausgeschlossen 
werden kann. 

Verfassungsrechtliche Bedenken grundsätzlicher 
Art gegen eine Gesetzesinitiative der Bundesregie-
rung sind, soweit mir bekannt, bisher nicht erhoben 
worden. Allerdings ist bei diesem Fragenkomplex 
zu berücksichtigen, daß dem Bund eine Gesetzge-
bungskompetenz dann nicht zusteht, wenn die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung der alleinige und unmittelbare Gesetzeszweck 
ist. Solche Regelungen fallen in die ausschließliche 
Kompetenz der Länder. 

Für die derzeit in der öffentlichen Diskussion an-
gesprochenen Schutzvorkehrungen — wie z. B. op-
tische Raumüberwachungsanlagen und Reduzierung 
des im unmittelbaren Zugriff befindlichen Kassenbe-
standes — hat die verfassungsrechtliche Prüfung er-
geben, daß hierfür eine Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes gegeben ist. Im übrigen besteht -für die 
Bundesregierung zur Zeit keine Veranlassung für 
eine derartige Gesetzesinitiative. Die Spitzenver-
bände des Kreditgewerbes haben verbindlich zuge-
sagt, den weiteren Ausbau der Schalterhallen mit 
optischen Überwachungsanlagen kurzfristig und 
energisch voranzutreiben sowie kurzfristig einheit-
liche Richtlinien zu erlassen, die eine erhebliche Re-
duzierung des im unmittelbaren Zugriff befindlichen 
Kassenbestandes sicherstellen. Sollte allerdings, 
Herr Kollege, das Kreditgewerbe diese Zusage nicht 
oder nur verzögerlich einhalten, sähe sich die Bun-
desregierung veranlaßt, eine gesetzgeberische Lö-
sung ohne Verzug zu betreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Kollege. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß es ein schwer verständli-
cher Widerspruch ist, wenn ein Gesetz, das Grund-
rechte tangiert, in diesem Parlament innerhalb von 
drei Tagen verabschiedet werden konnte, die Vor-
schläge der Arbeitsgruppe im Innenministerium zur 
Bankensicherung — um die Infrastruktur des Terro-
rismus zu treffen — aber seit 1972 schmoren und 
auch jetzt nur Lösungen für die Zukunft in Aussicht 
gestellt werden können? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich bitte, von Bewertungen bei Zusatzfra-
gen abzusehen. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ver-
gleichen etwas, was nicht vergleichbar ist.  Im übri-
gen hat das Bundesinnenministerium niemals, auch 
in den letzten Jahren nicht, einen Zweifel daran ge-
lassen, daß eine solche Regelung für notwendig ge-
halten wird. Eine solche Regelung ist nicht zustande 
gekommen. Sie kommt erst jetzt auf Grund der  be-
kannten Vorfälle zustande, wieanzunehmen ist. Die 
Zusagen, die uns gemacht worden sind, sind so ein-
deutig, daß ich zunächst jedenfalls an dieser Antwort 
festhalte, die ich Ihnen gegeben habe. Ich wieder-
hole: Sollten sich diese Zusagen nicht unverzüglich 
realisieren, werden wir nicht zögern, gesetzgebe-
rische Schritte einzuleiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, bis zu wel-
chem Zeitpunkt sollen diese Sicherungen auf Grund 
von Eigeninitiative der Bankenwirtschaft realisiert 
sein, wie werden sie kontrolliert, und ist die Bundes-
regierung auf eine ersatzweise gesetzliche Initiative 
vorbereitet? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das letztere ist der 
Fall. Die Bundesregierung ist auf eine solche Initia-
tive vorbereitet. Die zuständigen Verbände haben 
uns mitgeteilt, daß die Realisierung sogleich begin-
nen soll. Wir werden das kontrollieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß eine Erhö-
hung der Bankensicherheit etwa durch Bewaffnung 
des Bankenpersonals auf keinen Fall in Frage kom-
men kann? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
hier über zwei Sicherungsmaßnahmen berichtet, die 
für sinnvoll angesehen worden sind. Ich habe keine 
Stellung zu der von Ihnen angesprochenen Maß-
nahme genommen, weil sie nicht als geeignet zur 
Erhöhung der Sicherheit angesehen wird. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
Herr Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß die Erfahrungen in den Vereinigten 
Staaten mit technischen Sicherungen — die Ameri-
kaner sind dabei ja schon erheblich weiter, als es 
bei uns der Fall ist — mindestens zeigen, daß diese 
Sicherungen nur von begrenztem Wert sind, und 
könnte die Bundesregierung bei einem etwaigen 
Gesetzesvorhaben zusätzliche technische Sicherun-
gen vorschlagen, die über die amerikanischen hin-
ausgehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ver-
mag ich jetzt nicht zu sagen. Man wird bei einer 
Gesetzesvorlage so etwas prüfen können. Der Wert 
der Maßnahme ist umstritten. Wir sind der Mei-
nung, daß diese Maßnahmen doch erfolgverspre-
chend sind. Deshalb halten wir sie für notwendig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Schäfer, eine Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
gab es bis in die letzten Monate hinein von seiten 
der Banken Vorbehalte, die entsprechenden Siche-
rungsmaßnahmen durchzuführen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hatte schon bei einer der vorhergehenden Zusatz-
fragen Gelegenheit, dazu ganz deutlich Stellung zu 
nehmen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordnete Dr. Schneider hat um schriftliche Be-
antwortung der von ihm eingereichten Frage 29 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 30 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Spranger eingebracht. Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 31 ist von der Abgeordneten Frau Dr. 
Martiny-Glotz eingebracht worden. Die Frau Abge-
ordnete ist nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Meinike (Oberhausen) auf: 

Hält die Bundesregierung auch heute noch an ihrem bisherigen 
Standpunkt (siehe u. a. Beantwortung meiner schriftlichen An-
frage vom 5. Juli 1977) fest, daß hinsichtlich der Errichtung von 
Kohlekraftwerken durch die Bestimmungen des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes und der TA-Luft keinerlei Rechtsunsicherheit 
gegeben ist, und wenn nein, wo liegen nach ihrer Auffassung 
die Gründe und Schwierigkeiten, daß weitere Kohlekraftwerke 
nicht bzw. angeblich nicht gebaut werden können, und was ge-
denkt sie dagegen zu unternehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Meinike, 
keinerlei - Rechtsunsicherheit bedeutet absolute 
Rechtssicherheit. Dies ist aber in unserem Rechts-
staat, in dem wir unseren Bürgern ausreichenden 
Rechtsschutz gewähren, nicht erreichbar. Bei dem 

 

von Ihnen angesprochenen Problem geht es viel-
mehr darum, die nach den geltenden Vorschriften 
weitgehend vorhandene Rechtssicherheit zu verstär-
ken. Dies und nichts anderes ist das Ziel der Be-
mühungen der Bundesregierung. 

Seitdem erstmalig 1964 in der TA-Luft Immissions-
werte für Luftschadstoffe festgelegt wurden, sind 
diese Werte von der Rechtsprechung den Entschei-
dungen ausnahmslos zugrunde gelegt worden. Hier-
von sind die Gerichte auch in den letzten Entschei-
dungen nicht abgewichen. 

Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage nach den Grün-
den der Schwierigkeiten weiterer Investitionen im 
Kohlekraftwerksbau verweise ich auf die Darle-
gungen, die die Bundesregierung auf mündliche 
Anfragen der Kollegen Dr. Hubrig und Dr. Probst 
am 29. September 1977 gemacht hat. Bei Beantwor-
tung dieser Anfragen hat der Herr Kollege Grüner 
mitgeteilt, daß die Bundesregierung gegenwärtig 
prüft — ich zitiere wörtlich —, „ob und inwieweit 
die Planung und Festlegung von Kraftwerkstandor-
ten und auch die sonstigen energiepolitischen Ent-
scheidungen parlamentarisch abgesichert werden 
können". 

Die Bundesregierung prüft auch, durch welche 
geeigneten Maßnahmen in Verdichtungsgebieten die 
Sicherheit bei der Planung von Kohlekraftwerken 
und anderen industriellen Großanlagen weiter ver-
stärkt werden kann. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß die 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der be-
reits zitierten Frage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hubrig auf das blockierte Auftragsvolumen für 
Kohlekraftwerke aufmerksam gemacht hat. Ich 
möchte heute hinzufügen, daß diesem blockierten 
Auftragsvolumen Projekte gegenüberstehen, die auf 
Grund von Genehmigungen und Vorbescheiden von 
der Wirtschaft in Angriff genommen werden könn-
ten, aber bisher nicht in Angriff genommen worden 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter, eine Zusatzfrage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort schließen, daß z. B. das 
Anliegen nach einer Verrechtlichung der TA-Luft 
keine neuen Grundlagen für die Betreiber von 
Kohlekraftwerken ergeben wird und daß solche Hin-
weise — z. B. der EVUs — eigentlich nur vorgescho-
bene Gründe sind, um andere Anliegen — z. B. das 
Anliegen, Kernkraftwerke statt Kohlekraftwerke zu 
bauen — vorzutäuschen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
handelt sich hier um ein außerordentlich komplexes 
Gebiet, auf dem es um eine ganze Reihe von Inter-
essen geht, wie sich auch schon aus der Beantwor-
tung Ihrer Frage ergeben hat. Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit, welche Konsequenzen sie aus der 
eingetretenen Lage ziehen soll. Das Bundeskabinett 
wird sich am 11. November mit der Frage einer 
möglichen Verrechtlichung der TA-Luft befassen. 



3736 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 49. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Oktober 1977 

Parl. Staatssekretär Baum 
Eine Entscheidung ist noch nicht getroffen worden, 
auch nicht über die Werte, die in einer solchen ver-
rechtlichten Fassung enthalten sein könnten. Ich 
möchte deshalb heute nichts weiter dazu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie meiner Bewertung zu, daß die techni-
schen Möglichkeiten durchaus gegeben sind, bei der 
Errichtung von Kohlekraftwerken die gegenwärtigen 
Umweltauflagen zu erfüllen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Für die Bundesregie-
rung schätze ich den Stand der Technik in einer 
Reihe von Fällen höher ein, als die Betreiber dies 
offenbar tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 33 der Abgeordneten Frau Dr. Däubler

-

Gmelin auf: 
Trifft es zu, daß die Bundesbediensteten unter den Mitgliedern 

des „Deutsch-Chilenischen Freundeskreises", die zur 125-Jahr-
Feier nach Chile fl iegen, dafür Dienstbefreiung erhalten? 

Ich frage den Herrn Staatssekretär, ob er gege-
benenfalls die beiden von der Abgeordneten Frau 
Dr. Däubler-Gmelin gestellten Fragen gemeinsam 
beantworten möchte. Ich nehme an, die Fragestel-
lerin ist auch einverstanden. 

Dann rufe ich noch die Frage 34 der Abgeordne-
ten Frau Dr. Däubler-Gmelin auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Bundesbedienstete in der 
Richtung Einfluß zu nehmen, daß sie im Interesse des demokra-
tischen Ansehens der Bundesrepublik Deutschland von der Teil-
nahme an der 125-Jahr-Feier in Chile absehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in der 
Verordnung über Sonderurlaub für Bundesbeamte 
und Richter im Bundesdienst sind die Gründe für 
die Gewährung einer Dienstbefreiung abschließend 
genannt. Danach könnte Sonderurlaub zu dem aus-
drücklichen Zwecke der Teilnahme an der 125-Jahr-
Feier des „Deutsch-Chilenischen Freundeskreises" 
nur bewilligt werden, wenn diese Veranstaltung 
zuvor von der hierfür zuständigen Bundeszentrale 
für politische Bildung auf Antrag des Veranstal-
tungsträgers als förderungswürdig anerkannt wor-
den wäre. Da es sich aber offensichtlich nicht um 
eine staatspolitische Bildungsveranstaltung handelt, 
könnte eine solche Anerkennung, wenn sie begehrt 
werden würde, auch nicht erfolgen. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, Frau Kollegin, so 
sehe ich keine Veranlassung für ein Tätigwerden 
der Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Ich danke Ihnen 
sehr, Herr Staatssekretär — das möchte ich voraus-
schicken —, für die freundliche Belehrung über die 

Sonderurlaubsverordnung. Darf ich die Frage an-
schließen — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau 
Kollegin, nur Zusatzfragen, bitte! 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Herzlichen Dank. 
Ich habe eigentlich noch nie erlebt, Herr Präsident, 
daß der Austausch von Höflichkeiten in diesem Hau-
se nicht willkommen gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau 
Kollegin, herzliche Höflichkeit ist im Rahmen der 
Geschäftsordnung immer willkommen. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Jawohl, Herr Prä-
sident! Ich möchte jetzt meine Frage stellen, Herr 
Staatssekretär: Bezieht „Dienstbefreiung" in Ihrer 
Antwort umfassend ein, daß keinem Bundesbedien-
steten in irgendeiner Form bezahlter Urlaub oder 
unbezahlter Urlaub gewährt wird, und wenn doch, 
in welchen Fällen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, zu-
nächst möchte ich mich für Ihre freundliche Zusatz-
frage bedanken. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich habe, was die Dienstbefreiung angeht, hier ab-
schließend Ausführungen ' gemacht. Was ein Beam-
ter außerhalb dieser Dienstbefreiung — also etwa 
in seinem Urlaub — macht, war nicht Gegenstand 
meiner Antwort. Hier ist er selbstverständlich wie 
jeder andere Staatsbürger in gewissen Grenzen, die 
das öffentliche Dienstrecht vorschreibt, frei. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Herzlichen Dank, 
Herr Präsident! Darf ich Ihre Antwort, Herr Staats-
sekretär, so verstehen, daß sich Ihre Äußerung auch 
auf Personen bezieht, die — lassen Sie es mich etwas 
untechnisch ausdrücken — im mittelbaren Bundes-
dienst stehen, beispielsweise Generalagenten der 
Deutschen Bundesbahn? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, so weit 
möchte ich nicht gehen. Meine Antwort hat den 
_Personenkreis umfaßt, nach dem Sie gefragt haben, 
aber keinen weiteren Personenkreis. Das müßte ich 
Ihnen gesondert beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben noch zwei Zusatzfragen, Frau Kollegin, um sich 
weiter bedanken zu können. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Herzlichen Dank! 
Herr Präsident, ich werde die Fragen gesondert ein-
reichen. Das ist im Interesse einer Klärung der An-
gelegenheit sinnvoller. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
Frau Kollegin. 

Ich rufe die Frage 35 des Abgeordneten Schäfer 
(Offenburg) auf: 

Mit welchem Bedarf an Zwischenlagerkapazität für Brennele-
mente aus Leichtwasserreaktoren rechnet die Bundesregierung für 
die Jahre bis 1983, und  welche  Zwischenlagermöglichkeiten — 
an  welchen Standorten — stehen für diesen Zeitraum zur Ver-
fügung? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
die Vorsorge für die Entsorgung der Kernkraftwerke 
ist Angelegenheit der Anlagenbetreiber und wird 
daher von der Elektrizitätswirtschaft getroffen. Sie 
orientiert sich an einer im Jahre 1983 voraussicht-
lich installierten Kernkraftwerksleistung von — ge-
schätzt — 19 000 MW. Bis zu diesem Zeitpunkt wer-
den etwa 3 000 t abgebrannter Brennstoff angefallen 
sein. Es ist vorgesehen, hierfür einerseits Lager- und 
Wiederaufarbeitungskapazität der französischen 
Wiederaufarbeitungsanlage in La Hague in Anspruch 
zu nehmen als auch neue Zwischenlager in der Bun-
desrepublik zu errichten. 

In diesem Zusammenhang ist die Bundesregierung 
dem Land Nordrhein-Westfalen dankbar, daß es sich 
grundsätzlich bereit erklärt hat, eines der geplanten 
Zwischenlager im Land Nordrhein-Westfalen errich-
ten zu lassen. Die Eignung des von der Deutschen 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrenn-
stoffen mbH — DWK — in diesem Land vorge-
schlagenen Standorts Ahaus muß allerdings in dem 
noch einzuleitenden Genehmigungsverfahren geprüft 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage, Herr Kollege Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie so freundlich sein, genauer zu spezi-
fizieren, welche tonnenmäßigen Anteile bis 1983 
in La Hague zwischengelagert werden sollen und 
welche in der Bundesrepublik? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, genau 
diese Frage habe ich bei der Vorbereitung dieser 
Fragestunde den Sachverständigen gestellt. Sie läßt 
sich heute noch nicht abschließend beantworten. Sie 
müssen berücksichtigen, daß ein Teil der Zwischen-
lagerung bei den Kernkraftwerken selbst erfolgt. Die 
Frage, die Sie jetzt gestellt haben, läßt sich heute 
also nicht abschließend beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, eine weitere Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Könnten Sie dann ge-
gebenenfalls schriftlich nachreichen, wie hoch bis 
1983 die Zwischenlagerkapazität innerhalb der 
Kernkraftwerke ist, welcher Spielraum hier durch 
bauliche Veränderungen gegebenenfalls noch zu 
schaffen wäre und wie die Restmenge zwischenge-
lagert werden soll und — Herr Präsident, mit Ihrer 
freundlichen Genehmigung — ob die Wiederauf-
arbeitungsanlage in La Hague bis 1983 tatsächlich 
über die angenommene Kapazität verfügen kann? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich bin sehr gern be-
reit, Ihnen, sobald es möglich ist, diese Informatio-
nen zu geben, auch dem zuständigen Arbeitskreis 
des Innenausschusses und dem Innenausschuß selbst. 
Ich habe mich, was die Kapazität, die Ernsthaftigkeit 
der Zusagen und die Zuverlässigkeit der Anlage in 
La Hague angeht, sachkundig gemacht. Ich bin 
eigentlich beruhigter als Sie, der Sie ja in der Öffent-
lichkeit Erklärungen abgegeben haben, die zu eini-
ger Beunruhigung Anlaß geben konnten. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD] : Ich habe keine 
Frage mehr?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, auch mit Freundlichkeiten läßt sich das ge-
schäftsordnungsmäßige Recht auf Zusatzfragen nicht 
ausdehnen. 

Zu einer Zusatzfrage, Herr Kollege Reuschen-
bach. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen eine Intervention französischer Dienststellen 
gegenüber unzutreffenden Bewertungen dieser Ent-
sorgungsanlage in Frankreich bekannt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das ist mir bekannt, 
Herr Kollege. Das Bundesinnenministerium bereitet 
zur Zeit einen Bericht vor. Dieser Bericht geht auf 
eine Reise zurück, die hohe Beamte der Bundesregie-
rung nach La Hague gemacht haben. Die Bundes-
regierung wird in dem zuständigen Ausschuß des 
Deutschen Bundestages anregen, daß sich die zustän-
digen Kolleginnen und Kollegen an Ort und Stelle 
selber davon überzeugen, daß das Angebot der Fran-
zosen ernsthaft und zuverlässig ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wann 
rechnet die Bundesregierung mit der Entscheidung 
über ein Zwischenlager in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich möchte mich dar-
auf nicht festlegen, Herr Kollege. Eine Vorentschei-
dung ist ja getroffen; ich habe sie Ihnen eben mitge-
teilt. Aber wann eine endgültige Entscheidung ge-
troffen wird, kann ich Ihnen heute nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Ueberhorst, Zusatzfrage, bitte. 

Ueberhorst (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie angesichts der Beruhigung, die Sie in 'bezug auf 
die Entwicklung im Ausbau ,der französischen Wie-
deraufbereitungsanlage hier bekundet haben, fra-
gen, ob es Sie überhaupt nicht beunruhigt, welche 
Stellungnahmen zu diesem Problem von den dort Be-
schäftigten, ihrem Betriebsrat und auch ihrer Ge-
werkschaft abgegeben werden? 
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Baum, Parl. Staatssekretär: Ich bin sehr wohl der 
Meinung, daß man allen aufgeworfenen Fragen im Zu-
sammenhang mit La Hague ,sehr aufmerksam nach-
gehen soll. Das wird man auch noch diskutieren. Ich 
bin aber auf der anderen Seite unterrichtet, daß von 
seiten der Beschäftigten und auch von seiten der 
beteiligten Gewerkschaften einige Erklärungen, die 
zur Beunruhigung hätten Anlaß geben können, in-
zwischen revidiert worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Stahl, Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir zustimmen, daß in Frankreich die Ge-
sellschaften einer Nutzung der Kernenergie positiv 
gegenüberstehen und daß in Gesprächen selbst mit 
den Gewerkschaften, .die kritische Stellungnahmen 
abgegeben haben, eine Abklärung dahin gehend 
stattgefunden hat, daß man eventuelle Mängel, die 
vorhanden waren, in absehbarer Zeit abstellen will? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir ist 
die Haltung der französischen Gewerkschaften ins-
gesamt zu diesem Problem nicht bekannt. Ich weiß 
nur, daß die hier beteiligte Gewerkschaft CFDT, die 
auch zitiert worden ist, gewisse Erklärungen abge-
schwächt oder geändert hat, soweit mir gesagt wor-
den ist, Herr Kollege Stahl. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir haben uns schon etwas vom 
Thema entfernt. Aber eineletzte Zusatzfrage des 
Kollegen Weißkirchen. 

Weißkirchen (Wiesloch) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie präzise sagen, welche Behauptungen 
von den Gewerkschaften zurückgenommen worden 
sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Nein, das kann ich 
hier jetzt nicht. Ich möchte dem Bericht nicht vor-
greifen, den der Innenminister dem Innenausschuß 
und dem zuständigen Arbeitskreis geben wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
nunmehr die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Höpfinger auf: 

Welche Konsequenzen beim Bau von Kernkraftwerken will die 
Bundesregierung auf Grund der Ergebnisse der Mannheimer 
Reaktor-Tagung ziehen, bei der Experten zu dem Ergebnis ge-
kommen sind, daß beim Bau von Kernkraftwerken eine boden-
eingebettete Bauweise den Sicherheitsfaktor wesentlich erhöht? 

Bitte. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auf der 
Reaktortagung des Deutschen Atomforums im April 
1977 in Mannheim wurden Teilergebnisse einer 
Studie durch die Kernforschungsanlage Jülich vor-
getragen, die der Bundesminister des Innern im 
Rahmen eines Studienprojekts zur unterirdischen 
Bauweise von Kernkraftwerken durchführen ließ. 

Der Bundesminister des Innern prüft zur Zeit zu-
sammen mit Experten verschiedener Fachrichtungen 

die Ergebnisse dieser Studie und weiterer Studien. 
Eine vorläufige Wertung des nach den Studienergeb-
nissen sich ergebenden Sicherheitsgewinns durch 
die unterirdische Bauweise und der sich daraus er-
gebenden Konsequenzen bereitet der Bundesmini-
ster des Innern zur Zeit für den Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages vor. Der entsprechende Be-
richt wird dem Bundestag noch im Laufe dieses Jah-
res vorgelegt. 

Herr Präsident, ich wäre dankbar, wenn ich gleich 
die nächste Frage mit beantworten könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Da der 
Fragesteller damit einverstanden ist, rufe ich auch 
die Frage 37 des Herrn Abgeordneten Höpfinger 
auf: 

Ist die Bunderegierung bereit, dafür zu sorgen, daß bei dem in 
Planung befindlichen Kernkraftwerk Rehling (Landkreis Aichach-
Friedberg) — 10 km von der Stadt Augsburg entfernt — eine 
Halb- oder Ganzabsenkung in die Planung einbezogen wird? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Selbst bei einer posi-
tiven Bewertung der Ergebnisse der Studie über die 
unterirdische Bauweise müssen diese Ergebnisse 
noch detaillierter auf ihre sicherheitstechnischen und 
technisch-wirtschaftlichen Vor- und Nachteile an 
Hand von konkreten, noch auszuarbeitenden Detail-
planungen geprüft werden. Sie können noch nicht 
als Stand von Wissenschaft und Technik betrachtet 
werden und sind daher für Entscheidungen im atom-
rechtlichen Genehmigungsverfahren zur Zeit ohne 
Bedeutung. 

Der Bundesminister des Innern wird allen Lan-
desregierungen, Planungsbehörden und Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen die Studienergebnisse 
auf Anforderung zu gegebener Zeit zur Verfügung 
stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage, Herr Abgeordneter. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, treffen 
dann Pressemeldungen nicht zu, die bereits konkret 
sagen, daß der Sicherheitsfaktor durch diese Ganz-
oder Halbabsenkung um 30 bis 60 % erhöht werden 
könnte? 

Baum, Parl. Staatssekretär: In dieser Form sicher 
nicht, Herr Kollege. Ich habe Ihnen ja gesagt, mit 
welcher Vorsicht wir diese Frage behandeln. Wir 
sind noch nicht soweit, diese Frage eindeutig beant-
worten zu können. Ich habe ausgeführt, wann und 
wie das geschehen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
man einen Zeitraum angeben, in dem diese Prüfun-
gen in etwa abgeschlossen sein könnten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Wir werden noch in 
diesem Jahr dem Innenausschuß des Bundestags ei-
nen Bericht auch über diese Frage geben. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, dann 
müßte es aber doch möglich sein, in Planungen, die 
ohnehin erst in einigen Jahren akut werden, diese 
Ergebnisse mit einzubringen. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Für Planungen, die 
erst in einigen Jahren akut werden, ist das sicher 
möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie woll-
ten noch eine Zusatzfrage stellen? — Bitte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
bis wann, meinen Sie, könnte bei uns ein atomrecht-
liches Genehmigungsverfahren für ein Projekt in un-
terirdischer Bauweise in Gang gesetzt werden? Mir 
geht es um den ungefähren Zeitraum: zwei Jahre, 
drei Jahre? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
hängt von der Würdigung dieser Studien und von 
den Beratungen, die sich daran unter anderem auch 
in diesem Hause anschließen, ab. Erst dann wird man 
sehen können, ob eine solche Bauweise diese Vor-
teile verspricht, die manche vermuten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 38 des Abgeordneten Dr. Jentsch auf: 

Ist der Bundesregierung die Werbung für „Präzisions-Gummi-
schleudern" bekannt, die nach bekanntgewordenen Versuchs-
ergebnissen geeignet sind, Stahlkugeln mit solcher Wucht zu 
verschießen, daß dadurch erhebliche Verletzungen von Men-
schen verursacht werden können, gibt es Informationen über die 
Verwendung solcher Schleudern bei gewalttätigen Demonstra-
tionen oder ähnlichen Ereignissen, und wenn ja, welche Folge-
rungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich wäre dankbar, 
wenn ich die beiden gestellten Fragengemeinsam 
beantworten könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wenn 
der Herr Fragesteller einverstanden ist, bitte. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Gerne. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Dann 
rufe ich auch die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) auf: 

Bietet das Waffengesetz ausreichende Möglichkeiten, den Er-
werb solcher Schleudern auszuschließen, und bis wann wird die 
Bundesregierung den Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
über die von ihr gegebenenfalls zu unternehmenden Schritte 
unterrichten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregierung 
ist bekannt, daß von einigen Firmen Präzisions-
Gummischleudern, mit denen Blei- oder Stahlkugeln 
verschossen werden können, zum freien Verkauf an-
geboten werden. Nach den vorliegenden Informatio-
nen sind Präzisions-Gummischleudern bei polizei-
lichen Kontrollen auf ,den Anmarschwegen zur De-
monstration am Kraftwerk Kalkar sichergestellt 
worden. Dagegen sind Schleudern dieser Art bei den 

Gewaltdemonstrationen in Brokdorf und Grohnde 
— soweit uns bekannt — nicht in Erscheinung ge-
treten. 

Das Waffengesetz enthält in § 6 Abs. 4 Nr. 2 eine 
Ermächtigung für den Bundesminister des Innern, 
durch Rechtsverordnung u. a. die Herstellung, den 
Vertrieb, den-  Erwerb, die Einfuhr und den Besitz 
von Waffen zu verbieten, die den in § 37 des Waf-
fengesetzes bezeichneten Gegenständen in ihrer 
Gefährlichkeit vergleichbar sind, sofern diese Ge-
genstände wegen ihrer Beschaffenheit oder Wir-
kungsweise zur Begehung von Straftaten besonders 
geeignet sind. 

Ob diese Ermächtigungsgrundlage für ein Verbot 
von Präzisions-Gummischleudern ausreicht, sollte 
nach Auffassung der Bundesregierung anläßlich der 
Beratungen des Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung von Strafvorschriften des Waffenrechts ge-
prüft werden. Sollte sie nicht ausreichen, müßte in 
den Beratungen eine entsprechende Erweiterung der 
Ermächtigung in Erwägung gezogen werden. 

Schon jetzt bietet jedenfalls das Versammlungs-
gesetz eine Handhabe, gegen das Mitführen solcher 
Gummischleudern bei Demonstrationen vorzugehen. 
Waffen im Sinne dieser Bestimmungen sind alle 
Gegenstände, die geeignet sind, Verletzungen zuzu-
fügen. Entgegen diesem Verbot mitgeführte Schleu-
dern können sichergestellt werden. Wer derartige 
Waffen bei Versammlungen und Aufzügen bei sich 
führt, wird nach § 27 des Versammlungsgesetzes mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, muß ich Ihre Antwort so werten, daß Sie 
die derzeitige Gesetzeslage für ausreichend halten, 
um die Gefahr, die von diesen Geräten ausgeht, zu 
beherrschen? 

Baum, Pari. Staatssekretär: Im Moment ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Darf ich 
weiterhin fragen, was der Klärung der rechtlich 
sicherlich problematischen Frage entgegensteht, ob 
eine Novellierung des Waffengesetzes notwendig 
ist oder ob auf der Grundlage der Ermächtigungs-
norm des § 6 des Waffengesetzes vorgegangen wer-
den könnte? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
man Herstellung, Vertrieb, Einfuhr, Erwerb und Be-
sitz dieser Waffen unterbinden will, wird man zu-
nächst versuchen, auf der gegebenen gesetzlichen 
Grundlage vorzugehen. Ich meine, das könnte man. 

Wenn sich im Laufe der Beratungen herausstellt, 
daß das nicht der Fall ist, wird man überlegen müs-
sen, ob man die gesetzliche Grundlage erweitern 
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Parl. Staatssekretär Baum 
oder ergänzen muß. Dann stellt sich allerdings die 
Frage, ob man bei der von mir dargestellten Rechts-
lage überhaupt ein Verbot braucht. Ich möchte nicht 
verschweigen, daß hier definitorische Schwierigkei-
ten zu erwarten sind, d. h. eine Definition dessen, 
was eine Gummischleuder oder eine Präzisions-
Gummischleuder ist, wird nicht einfach sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, geben Sie Ihre Antworten in Kenntnis der 
Tatsache, daß Polizeiorganisationen wie z. B. die 
GdP die derzeitige Rechtslage nicht für ausreichend 
ansehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Mir sind solche Äuße-
rungen nicht bekannt, Herr Kollege. Ich habe 
schon deutlich gemacht, daß dafür auch keine 
Grundlage bestehen würde; denn die von mir ge-
nannten Vorschriften lassen es immerhin zu, daß 
solche Waffen aus dem Verkehr entfernt werden und 
daß derjenige, der sie mit sich führt, auch bestraft 
wird. 

Allerdings sind davon — das gebe ich Ihnen zu — 
Herstellung und Vertrieb nicht erfaßt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine letzte Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Um mich 
dem höflichen Stil des Hauses heute anzuschließen: 
Darf ich mir erlauben, Herr Staatssekretär, Sie auf 
die Zeitschrift „Deutsche Polizei", Nr. 10 dieses 
Jahres, hinzuweisen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich danke Ihnen für 
den freundlichen Hinweis. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Ey, eine Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, diese Präzisionsschleudern, die 
ja nicht nur präzise sind, sondern auch mit einer 
sehr hohen Vo-Geschwindigkeit ausgestattet sind, 
unverzüglich zu überprüfen und dem Innenaus-
schuß das Ausmaß der von dieser Waffe ausgehen-
den Gemeingefahr mitzuteilen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be schon ausgeführt, daß wir anläßlich der Beratung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von 
Strafvorschriften des Waffenrechts in den zuständi-
gen Ausschüssen auf die Frage zurückkommen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da sich Kinder 
ihre Katapulte im allgemeinen noch selber basteln, 

würde mich interessieren: An welchen Käuferkreis 
wendet sich die Werbung überhaupt, und worin liegt 
das kommerzielle Interesse, diese Instrumente her-
zustellen, dafür zu werben und sie zu vertreiben? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Werbung richtet sich in der Regel nicht an Kinder, 
obwohl nicht zu bestreiten ist, daß auch Schleudern, 
die  nicht in dieser Perfektion hergestellt werden, 
die also gewähnlich auch von Kindern benutzt wer-
den, je nachdem, mit welcher körperlichen Kraft sie 
gespannt werden, schon Verletzungen zufügen und 
Schäden anrichten können. Hier handelt es sich um 
einen Käuferkreis, der diese  Gegenstände nicht mehr 
spielerisch handhabt, sondern auch zu sportlichen 
Zwecken benutzt, und zu anderen bestimmten Zwek-
ken, wie ichausgeführt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich gebe Ihnen eine weitere Zusatzfrage; es 
waren zwei Fragen, die verbunden waren. 

Gansel (SPD) : Wenn Sie einen solchen bestimm-
ten Zweck vermuten, ist dann nicht Veranlassung 
gegeben, überhaupt die Herstellung, die Werbung 
und den Verkauf dieser Gegenstände zu verbieten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be in der Antwort ausgeführt, wie wir dazu stehen. 
Die Überlegungen sind nicht abgeschlossen. Sie wer-
den in den Ausschüssen fortgeführt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 40 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorstellung, die Ertei-
lung von Neubaugenehmigungen für Kernkraftwerke an die Er-
füllung dreier Entsorgungbedingungen zu knüpfen, nämlich, die 
sicher beherrschbare Endlagerung hochradioaktiven Mülls, die 
Sicherung technisch bedenkenloser Zwischenlagerung abgebrann-
ter Brennelemente und die erste Teilerrichtungsgenehmigung 
eines Standortes zur Endlagerung, wie dies der Bundeshaupt-
ausschuß der FDP am 26. Juni 1977 gefordert hat, und welche 
Konsequenzen hat eine derartige Forderung auf den Bau von 
Kernkraftwerken in der Bundesrepublik Deutschland? 

Auch hier steht die nächste Frage in einem gewis-
sen Zusammenhang mit der aufgerufenen Frage. Ich 
weiß nicht, Herr Staatssekretär, ob Sie an eine ge-
meinsame Beantwortung gedacht haben. — Herr 
Abgeordneter Dr. Laufs ist einverstanden. Dann 
rufe ich auch seine Frage 41 auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Kopplung für die Er-
richtung neuer Kernkraftwerke an die erste Teilerrichtungsge-
nehmigung für das deutsche Entsorgungszentrum, wie dies vom 
SPD-Parteivorstand vorgeschlagen wird, im Hinblick auf die 
notwendige Kernkraftwerkskapazität in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat ihre Auffassung zur Kopplung der Genehmigung 
weiterer Kernkraftwerke an eine hinreichend sicher-
gestellte Entsorgung detailliert dargelegt; ich habe 
das auch im Laufe dieser Fragestunde noch einmal 
getan. Sie ergibt sich aus den zwischen Bund und 
Ländern vereinbarten Grundsätzen zur Entsorgungs-
vorsorge für Kernkraftwerke. Es kann andererseits 
nicht Aufgabe der Bundesregierung sein, auf einen 
laufenden Meinungsbildungsprozeß in demokrati-
schen Parteien von außen durch Erklärungen Ein-
fluß zu nehmen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in wel-
chem Umfang wird die Bundesregierung ihre Auf-
fassung, die in den Grundlinien und Eckwerten vom 
23. März 1977 zum Ausdruck gebracht ist, auf den 
anstehenden Parteitagen von FDP und SPD zur Dis-
position stellen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung tritt auf diesen Parteitagen überhaupt 
nicht auf, sondern es treten Mitglieder der jeweili-
gen Parteien auf, die dort ihre Meinung vertreten. 
Ich habe hohen Respekt vor Leuten, die eine andere 
Meinung haben als die, die ich vorgetragen habe, 
und ich habe auch Verständnis dafür, daß in zwei 
Parteien dieses Hauses diese Frage sehr gründlich 
und auch mit vielen Fragezeichen diskutiert wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung an ihrer Haltung zur Frage der 
Neuerrichtung von Kernkraftwerken auch dann fest-
halten, wenn die Parteitage von SPD und FDP eine 
andere Auffassung vertreten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Diese Frage stellt 
sich heute nicht, Herr Kollege. Ich habe die Meinung 
der Bundesregierung klar dargelegt. Es ist nicht 
meine Aufgabe, Entscheidungen von Parteitagen 
vorwegnehmend in eine Betrachtung einzubeziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Steger zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, wie wird 
sich die Bundesregierung bei weiteren Meinungs-
wechseln des niedersächsischen Ministerpräsidenten 
Albrecht verhalten? Ich erinnere an seinen Brief 
vom 29. Juli und an seine letzte Erklärung auf dem 
CDU-Energiekongreß, und es könnte ja sein, daß er 
außer Grönland noch ein anderes Land für das De-
ponieren von radioaktivem Müll vorschlägt. Ist die 
Bundesregierung bereit, trotz dieser Schlangenlinien, 
die dort gefahren werden, in ihrem Kurs unbeirrt 
fortzufahren? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Dr. Steger, Sie gehen davon aus, daß ich 
diese Zusatzfrage nicht zulasse. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dann steht die 
Frage wenigstens im Protokoll!) 

Herr Abgeordneter Schäfer, Sie haben eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß sich aus den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Laufs eine 

Schlußfolgerung aufdrängt, die wir, Sie und ich, so 
nicht stehenlassen dürfen: daß die Regierung auf 
Parteitagen auftritt 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

— ob er der Meinung ist wie ich —, daß die Re-
gierung ohne Rücksicht auf den Meinungs- und Wil-
lensbildungsprozeß, der sich in der Bevölkerung 
vollzieht und der auf den Parteitagen zum Ausdruck 
kommt, bestimmt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be soeben schon dem Herrn Kollegen Laufs im 
Grunde in dem Sinne geantwortet, den Sie in Ihrer 
Zusatzfrage gerade angesprochen haben. Ich habe 
darauf hingewiesen, daß der Meinungsbildungspro-
zeß in zwei Parteien zumindest noch nicht abge-
schlossen ist. Herr Kollege, ich verkenne nicht, daß 
ein Meinungsbildungsprozeß selbstverständlich auch 
in der Opposition stattgefunden hat, wenngleich 
dieser Meinungsbildungsprozeß der Opposition 
nicht mit solchen Fragezeichen versehen ist wie in 
den beiden anderen Parteien. 

Ich habe dargelegt, daß die Regierung eine Po-
sition bezogen hat. Ich habe diese Haltung heute 
noch einmal bekräftigt. Ich habe keine Antwort auf 
die Frage geben können und wollen, was nach den 
Parteitagen, nach den dort eventuell gefaßten Be-
schlüssen der beiden Parteien SPD und FDP ge-
schieht. Ich habe dieser Darstellung nichts hinzuzu-
fügen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Jäger, letzte Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
bedeuten die Antwort an den Kollegen Laufs und 
die Antwort, die Sie dem Kollegen Schäfer soeben 
gegeben haben, daß die Bundesregierung von dem 
Standpunkt des Bundeskanzlers abrückt, der doch 
vor einigen Wochen bekanntlich erklärt hat, er lasse 
sich in dieser Frage von Parteitagen nichts vor-
schreiben? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
be Ihnen die Meinung der Bundesregierung so klar 
dargelegt, und zwar mehrfach, daß ich dem wirklich 
nichts hinzuzufügen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 42 des Herrn Abgeordneten Dr. Kunz (Wei-
den) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesbediensteten aus-
drücklich zu verpflichten, den zuständigen Sicherheitsorganen 
darüber zu berichten, wenn sie Beobachtungen im Zusammenhang 
mit dem Terrorismus machen oder Erkenntnisse in dieser Hin-
sicht gewinnen? 

Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes als loyale Staats-
bürger im Rahmen des ihnen Möglichen die Sicher-
heitslbehörden unseres Landes im Kampf gegen den 



3742 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 49. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Oktober 1977 

Parl. Staatssekretär Baum 
Terrorismus durch sachdienliche Hinweise unter-
stützen. Eine verbindliche Weisung im 'Sinne Ihrer 
Frage erscheint daher nicht notwendig. Sie wäre 
auch rechtlich generell gar nicht möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ich möchte vorausschicken, daß ich die in Ihrer 
Antwort enthaltene Auffassung teile. Aber: Wie be-
urteilt ,die Bundesregierung die Aussage des  Vor-
sitzenden der Postgewerkschaft, der nach Presse-
meldungen eine solche Notwendigkeit, die Kollege 
Regenspurger öffentlich vertrat, auf das schärfste 
zurückweist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter, bei den ersten Zusatzfragen eines 
Kollegen zu einer Frage lasse ich meist auch Zusatz-
fragen zu, die nicht ganz in einem unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der schriftlich eingereichten Frage 
stehen. Ich muß den Herrn Staatssekretär hier aller-
dings, wenn er in eine Beantwortung eintritt, darauf 
aufmerksam machen, das dieser uhmittelbare Zu-
sammenhang, den die Geschäftsordnung erfordert, 
hier sicherlich nicht 'gegeben ist. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Dem kann ich nur zu-
stimmen, Herr Präsident. — Ich habe eine generelle 
Äußerung gemacht, die nicht auf den  Komplex ab-
gestellt war, den Sie hier jetzt ansprechen. Der 
Sachverhalt war auch anders. Deshalb würde ich 
Ihnen, wenn Sie wollen, diese Frage gesondert be-
antworten. Wir können sie auch auf die nächste 
Fragestunde verschieben. Das ist ein anderer Kom-
plex. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es nicht doch für notwendig, daß bei-
spielsweise den Postzustellern gegenüber, die ja 
unter Umständen in besonderem Maße z. B. Kennt-
nisse von konspirativen Wohnungen gewinnen kön-
nen, eine besondere Aufforderung ergeht? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
würde die weitere Erörterung dieses Sachverhalts in 
der Offentlichkeit zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht für besonders nützlich ansehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 43 des Herrn Abgeordneten Reddemann 
auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Steger auf: 

Auf Grund welcher Fakten hält die Bundesregierung eine noch 
über die vom nordrhein-westfälischen Landesminister für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung hinausgehende Verschärfung bei 
Schwefeldioxyd-Emissionen für möglich, und wie beurteilt sie die 
Auswirkungen auf die geplanten Kohlekraftwerke, insbesondere 
im Ruhrgebiet? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesinnenminister will die bestehende Rechtslage 
keineswegs verändern. Es ist weder eine Abschwä-
chung noch eine Verschärfung vorgesehen. Es soll 
für neue Kraftwerke — nur um diese geht es — 
lediglich der Auftrag erfüllt werden, der vom Parla-
ment 1974 mit dem Bundesimmissionsschutzgesetz 
erteilt wurde. 

Die Entschwefelung der Abgase muß nach dem 
Stand der Technik erfolgen. Bei Großkraftwerken 
mit Leistungen über 400 Megawatt entspricht es dem 
Stand der Technik, die gesamten Abgase zu ent-
schwefeln. Bei Einsatz von Vollwertkohle mit einem 
Schwefelgehalt von 1 % entspricht dies dem Grenz-
wert von 1,25 kg Schwefeldioxyd pro Megawatt-
stunde. Bei Einsatz von Ballastkohle mit ihrem höhe-
ren Schwefelgehalt waren und werden auch künftig 
höhere Immissionswerte zulässig sein. 

In zwei Bundesländern war es bis vor kurzem 
Genehmigungspraxis, nur die Hälfte der Abgas-
menge entschwefeln zu lassen, wenn schwefelarme 
Kohle eingesetzt wurde. Das entspricht für den ge-
reinigten Teil des Abgases ebenfalls dem Grenzwert 
von 1,25 kg Schwefeldioxyd pro Megawattstunde. 
Der bisher praktizierte Wert von 3,75 kg Schwefel-
dioxyd pro Megawattstunde ergab sich einfach als 
Mittelwert, wenn die gereinigten und die ungerei-
nigten Abgase vermischt wurden. Nach dem Ver-
stromungsgesetz werden für die zusätzlichen Inve-
stitionen staatliche Zuschüsse geleistet. Bei den lau-
fenden Kosten der neuen Kraftwerke ergeben sich 
Rationalisierungsvorteile, so daß „sauberer" Kohle-
strom, wie wir meinen, nicht teurer sein muß. 

Mit diesen Maßnahmen, Herr Kollege, soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, in belasteten Ge-
bieten auch neue Standorte für Kraftwerke zu er-
schließen. Gerade der Gesichtspunkt der Sicherung 
bestehender Arbeitsplätze wie auch der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze ist ein wichtiges Motiv des 
Innenministers. Er wird überdies in Kürze mit Ver-
tretern der Wirtschaft und der Gewerkschaften über 
diese Aspekte Gespräche führen, auch mit dem Ziel, 
offenbar entstandene Mißverständnisse auszuräu-
men. Um es ganz deutlich zu sagen: Die Sicherung 
der Arbeitsplätze wird bei diesen Gesprächen ein 
wichtiger Gesichtspunkt sein. Im übrigen wird sich 
das Bundeskabinett am 11. November mit diesem 
Fragenkomplex befassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, da mir kei-
ne Anlage bekannt ist, in der nach diesem Stand der 
Technik eine hundertprozentige Rauchgasentschwe-
felung stattfindet, frage ich Sie: Können Sie mir da 
vielleicht Nachhilfeunterricht erteilen und mir der-
artige Anlagen benennen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mit Hil-
fe staatlicher Zuschüsse sind die Forschungen so 
weit getrieben worden, 

(Dr. Steger [SPD] : Forschungen!) 
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daß nach den Informationen, die ich habe, heute 
auch von deutschen Herstellern entsprechende An-
lagen gebaut werden können, wie sie bereits in den 
USA und Japan in Betrieb sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Lassen 
Sie mich bitte noch eine allgemeine Bemerkung 
machen: Kein Mitglied dieses Hauses sollte sich aus 
„herzlicher Höflichkeit" als Schüler im Hinblick auf 
die Antworten der Bundesregierung betrachten, und 
dies zum Ausdruck bringen. 

Eine Zusatzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die Bundesregierung im Rahmen des 
350-Millionen-Projektes für umweltfreundliche 
Steinkohlenkraftwerke, das im Zukunftsinvestitions-
programm enthalten ist, eine Anlage fördert, deren 
technische Leistung nur eine Reduzierung auf maxi-
mal 2,75 Milligramm Schwefeldioxyd pro Kubikme-
ter zuläßt, und wie erklärt es sich, daß Ihr zuständi-
ger Beamter trotzdem 1,25 kg fordern kann? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich glau-
be, wir sollten im Interesse der Gesundheit der Men-
schen 'und der Rechtssicherheit alle befriedigt sein, 
wenn der Stand der Technik hinsichtlich der Stand-
ortvorsorge für neue Kraftwerke fortschreitet. Wir 
haben Anlaß für die Annahme, daß er fortgeschritten 
ist, und wir erfüllen. als Regierung den Auftrag den 
Sie  uns mit Gesetzen dieses Hauses gegeben haben. 
Nichts anderes habe ich zum Ausdruck gebracht. Ich 
habe hinzugefügt — ich sage das noch einmal mit 
anderen Worten —: Falls sich Schwierigkeiten für 
die Sicherung der Arbeitsplätze ergeben sollten 
was ich nicht annehme —, sind wir zu Gesprächen 
bereit, und das Bundeskabinett wird sich erneut mit 
der Sache befassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 164 des Abgeordneten Graf Huyn auf: 

Wie viele Flüchtlinge aus Chile sind seit Sturz des chilenischen 
Diktators Allende in der Bundesrepublik Deutschland aufgenom-
men worden, und bei wie vielen darunter liegen Hinweise dar-
über vor, daß sie dringend des Terrorismus oder der Zusammen-
arbeit mit Terroristen und kommunistischen Parteien oder Orga-
nisationen vedächtig sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Graf 
Huyn, seit Beginn der Aufnahmeaktion für politisch 
verfolgte Personen aus Chile sind rund 2 500 Perso-
nen in die Bundesrepublik Deutschland eingereist. 
Es handelt sich hierbei überwiegend um Personen, 
die den Gruppierungen der ehemaligen Volksfront, 
darunter auch der kommunistischen Partei Chiles, 
angehören oder ihnen nahestehen. Vor der Einbe-
ziehung in die Aufnahmeaktion wird in jedem Ein-
zelfall — das ist in diesem Hause wiederholt darge-
legt worden — eine eingehende Sicherheitsüberprü-
lung durchgeführt. Soweit hierbei sicherheitsrele-
vante Informationen gewonnen werden, werden die-
se besonders sorgfältig gegen die humanitären 
Aspekte des jeweiligen Falles abgewogen. Des Ter -, 

 rorismus verdächtigte Personen oder politische Ge-
walttäter, insbesondere Angehörige der  chilenischen 
Organisation „MIR" sind von der Aufnahme grund-

sätzlich ausgeschlossen, auch wenn es dort in weni-
gen Einzelfällen unter besonderen Voraussetzungen 
Ausnahmen gegeben hat. 

Der Bundesregierung liegen keine Hinweise dar-
auf vor, daß in der Bundesrepublik Deutschland auf-
genommene Chilenen Verbindungen zu Kreisen 
deutscher Terroristen unterhalten oder mit diesen 
zusammenarbeiten. Allerdings ist festgestellt wor-
den, daß in Veröffentlichungen, die deutsche Terro-
risten unterstützen oder mit ihnen sympathisieren, 
z. B. im „Informationsdienst zur Verbreitung unter- 
bliebener Nachrichten", Aufrufe des „MIR" .veröf-
fentlicht worden sind. Bei dem „MIR" handelt es 
sich um eine militante sozialrevolutionäre Organisa-
tion, die sich ausdrücklich zur Gewaltanwendung be-
kennt. 

Ob die erwähnten Aufrufe von Chilenen initiiert . 
oder unterstützt worden sind, die in der Bundesre-
publik Deutschland Aufnahme gefunden haben, hat 
sich bisher nicht mit Sicherheit feststellen lassen. 

Die Mitglieder und Anhänger der kommunisti-
schen Partei Chiles entfalten im Bundesgebiet keine 
nennenswerten politischen Aktivitäten. Es ist jedoch 
bekannt, daß Angehörige der kommunistischen Par-
tei Chiles, die im Bundesgebiet bisher noch keine 
konsolidierte Organisation aufweist, Kontakte zur 
DKP und von ihr abhängigen Organisationen suchen 
und unterhalten. Bestrebungen, die die innere Si-
cherheit in der Bunderepublik Deutschland gefähr-
den könnten, gehen von ihnen nach den  vorliegen-
den Erkentnissen nicht aus. Die Bundesregierung 
wird aber die Entwicklung auch auf diesem Gebiet 
weiter sorgfältig beobachten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
hatten am Anfang Ihrer Erklärung die Formulierung 
gebraucht, daß bei der Abwägung zwischen humani-
tären und sicherheitspolitischen Gesichtspunkten die 
sicherheitspolitischen „grundsätzlich" Vorrang hät-
ten. Ich glaube, so war es; ich bitte mich zu korri-
gieren, falls ich das jetzt falsch interpretiere, weil ich 
den Text nicht vor mir habe und er sehr ausführ-
lich war. „Grundsätzlich" heißt im juristischen Sinne, 
daß hier auch Ausnahmen gemacht werden. Ich möch-
te wissen, in wieviel Fällen trotz sicherheitspoliti-
scher Bedenken die humanitären Grundsätze bei der 
endgültigen Entscheidung der Bundesregierung Vor- 
rang gehabt haben. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben das Thema in diesem Hause wiederholt behan-
delt. Wir haben auch Einzelfälle behandelt. Ich sage 
Ihnen noch einmal, wie die Formulierung gelautet 
hat: 

Soweit hierbei sicherheitsrelevante Informatio-
nen gewonnen werden, werden diese besonders 
sorgfältig gegen die humanitären Aspekte des 
jeweiligen Falles abgewogen. 

Also in den wenigen Einzelfällen, in denen dieser 
Konflikt aufgetreten ist, hat diese Abwägung statt- 
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gefunden, einmal zugunsten der einen Seite, das an-
dere Mal zugunsten der anderen, der humanitären 
Seite. Ich kann Ihnen genaue Zahlen jetzt aus dem 
Kopf nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Ist Ihnen ebenso wie mir 
bekannt, daß bei einer klar definierbaren Anzahl 
solcher aufgenommener Flüchtlinge die Aufnahme 
trotz ausdrücklich geäußerter Bedenken der Sicher-
heitsbehörden, insbesondere des Bundeskriminalam-
tes, erfolgt ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Es hat immer wieder 
die Abwägung in diesen Fällen gegeben, Herr Kol-
lege. Wenn eine Ausnahme erfolgt ist, ist sie unter 
besonderen Voraussetzungen und auch unter beson-
deren Vorkehrungen erfolgt. In einigen Fällen ist 
z. B. von angesehenen Bürgern diese Landes eine 
Bürgschaft übernommen worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Schäfer, Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
die in der Frage des Kollegen Huyn ausgesprochene 
Diskriminierung von Herrn Allende als „chileni-
scher Diktator" weder der Person des Genannten 
noch seiner Leistung noch diesem Hause angemessen 
ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es war 
nicht meine Aufgabe, auf diesen Aspekt der Frage-
stellung einzugehen. Aber ich hätte, wenn ich die 
Frage gestellt hätte, nicht so formuliert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, müs-
sen diese Entscheidungen, obwohl es sich dabei, wie 
ich wohl weiß, formell nicht um Asylverfahren han-
delt, sondern dafür § 22 des Ausländergesetzes maß-
geblich ist, nicht im Lichte des Grundrechts des 
Art. 16 betrachtet werden, der besagt, daß politisch 
Verfolgten Asyl zu gewähren ist, nicht nur solchen 
politisch Verfolgten, die auf dem Boden der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung der Bundes-
republik stehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ha-
ben völlig recht. Die Aufnahmeaktion wird in der 
Tat im Lichte des Asylrechts, eines wichtigen Ver-
fassungsgrundsatzes unseres Grundgesetzes, gese-
hen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage des Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Da die Fragen in der Fragestunde 
keine subjektive Wertung enthalten sollen, möchte 
ich Sie, Herr Präsident, fragen, ob Sie dafür Sorge 
tragen werden, daß das Protokoll, das eine Beleidi-
gung eines demokratisch gewählten Regierungs-
chefs enthält, entsprechend korrigiert wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, das war keine Frage an die Bundesregie-
rung. Sie können aber davon ausgehen, daß es für 
mich keiner Frage bedurft hätte und ich prüfen 
lasse, ob bei der Zulassing der Frage die Richt

-

linien beachtet worden sind. 

Damit, meine Damen und Herren, sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. de With 
zur Verfügung. Die Frage 45 ist von dem Herrn Ab-
geordneten Schäfer (Offenburg) eingebracht wor-
den: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Gesetzentwurf vorzu-
legen, wonach bei allen Todesfällen, die binnen 36 Stunden nach 
einer Operation eintreten, eine Obduktion umgehend vorzuneh-
men ist, bzw. beabsichtigt die Bundesregierung, die heute gel-
tenden restriktiven Bestimmungen für Obduktionen unter dem 
Gesichtspunkt zusätzlicher medizinischer Erkenntnisse zu erleich-
tern? 

 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der  Justiz: Auf Beschluß 'der 44. Konferenz der 
Justizminister und -senatoren vom November 1974 
wurde der „Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Vorbe-
reitung einer 'gesetzlichen Regelung der Transplan-
tation" zusätzlich 'die Prüfung der Sektionsproble-
matik übertragen. Ihren Abschluß fanden die Be-
mühungen der Kommission mit  der Vorlage eines 
Berichtes, den 'die 47. Konferenz 'der Justizminister 
und -senatoren im Juni 1976 zur Kenntnis genom-
men hat, ohne Sich 'allerdings aufeines der vorge-
schlagenen Lösungsmodelle festzulegen. Die Kon-
ferenz hat den Bundesminister der Justiz gebeten, 
alsbald einen Gesetzentwurf vorzubereiten, der in 
umfassender Weise Eingriffe an Leichen unter Be-
rücksichtigung aller, namentlich auch strafrechtlicher 
Gesichtspunkte regelt. 

Die Vorschläge werden sich 'nicht darauf beschrän-
ken können, Lösungen für das von Ihnen angespro-
chene Teilproblem der inneren Leichenschau zu un-
terbreiten, sondern sich wegen des inneren Zusam-
menhangs auch mit der anatomischen Sektion und 
den Versuchen an Leichen zu 'befassen haben. Dabei 
ist zu bemerken, daß der Kommissionsbericht in 
seinen Anlagen zwar zwei Entwürfe eines Straf-
rechtsänderungsgesetzes enthält; zu der vielschich-
tigen Sektionsproblematik war es der Kommission 
jedoch nur möglich, den Minderheitsvorschlag auszu-
formulieren. 

Bei den Schwierigkeiten, die eine abgewogene ge-
setzliche Regelung der vielschichtigen Problematik 
bereitet, erscheint es verfrüht, sich heute schon im 
Detail 'auf bestimmte Formulierungen festzulegen. 

Auf Ihre Frage darf ich bemerken, daß keines der 
von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Lösungs- 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
modelte eine innere Leichenschau gegen den  noch zu 
Lebzeiten ausdrücklich erklärten Widerspruch des 
Verstorbenen zulassen will. Ich bin  gerne bereit, 
Ihnen den von mir genannten Bericht der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe zuzuleiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die von vielen Ärzten vertretene Auffas-
sung, daß durch eine Erleichterung der inneren Lei-
chenschau zusätzliche medizinische Kenntnisse für 
die Behandlung zukünftiger Kranker gewonnen wer-
den könnten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Das bedarf kei-
ner Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zweite 
Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Darf ich fragen, bis 
wann bzw. ob — vielleicht habe ich es überhört — 
von  der Bundesregierung ein umfassender Gesetz-
entwurf vorgelegt wird. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich denke, ich 
habe in der ersten Antwort auf Ihre Frage ausge-
führt, daß es verfrüht wäre, jetzt schon konkrete 
Einzelheiten darzulegen. Es wird daran gearbeitet. 
Ein genauer Zeitpunkt kann bisher nicht festgelegt 
werden. Ich bitte dabei zu berücksichtigen, daß diese 
sehr schwierige Frage eine Nahtstelle zwischen 
bürgerlichem Recht, Strafrecht und anderen Rechts-
gebieten umfaßt. Sie dürfen versichert sein, daß das 
Bundesjustizministerium alles tut, um diese Vor-
schläge voranzutreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 46 des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Wie viele Ermittlungsverfahren wegen Verstöße gegen § 88 a 
Strafgesetzbuch sind seit Inkrafttreten der Vorschrift eingeleitet 
worden, und zu welchem Ergebnis haben sie geführt? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die genaue Zahl 
der wegen des Verdachts eines Vergehens nach 
§ 88 a StGB eingeleiteten Vermittlungsverfahren ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. Nach den Beob-
achtungen des Bundesministeriums der Justiz sind 
bisher jedoch nur vereinzelt Verfahren wegen des 
Verdachts eines Vergehens der verfassungsfeind-
lichen Befürwortung von Straftaten eingeleitet wor-
den. In den meisten dieser Fälle wird von den Straf-
verfolgungsbehörden auch wegen des Verdachts an-
derer Straftaten, z. B. Unterstützung von kriminellen 
Vereinigungen, Landfriedensbruch oder Störung des 
öffentlichen Friedens durch Androhung von Straf-
taten, ermittelt. Urteile von Gerichten wegen eines 
Vergehens nach § 88 a StGB liegen dem Bundesmini-
sterium der Justiz noch nicht vor. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfragen? — Bitte. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn es so 
wenige Verfahren und noch kein Urteil auf Grund 
des § 88 a gegeben hat, liegt das dann daran, daß die 
verfassungsfeindliche Befürwortung von Straftaten 
so sehr abgenommen hat, oder daran, daß sich 
dieser Paragraph als überflüssig erwiesen hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Vorschrift, 
von der die Rede ist, schließt eine Lücke. Es war 
aber von vornherein klar, daß darunter mit Sicher-
heit nur sehr wenige Straftaten fallen würden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine zweite Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da nach Ihren 
statistischen Angaben diese Lücke offenbar empi-
risch nicht nachweisbar ist, frage ich Sie: Über-
wiegen in Anbetracht dieses Umstandes nicht die 
klimatischen, negativen Auswirkungen auf die Mei-
nungs- und Geistesfreiheit in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber etwaigen kriminologischen 
Nutzen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Erstens ist wohl 
der Zeitraum, seitdem dieses Gesetz in Kraft ist — 
etwas mehr als ein Jahr —, nicht ausreichend, um 
zu einer einigermaßen ausgewogenen Antwort in 
bezug auf den Nutzen der Vorschrift zu kommen. 
Zum zweiten kann nach dem, was wir bisher wissen, 
nicht festgestellt werden, daß es die von Ihnen an-
gesprochene klimatische Veränderung gebe. Es muß 
mit Sorgfalt bedacht werden, daß jeder Fall anders 
gelagert ist und daß es hier in öffentlichen Bericht-
erstattungen sicherlich Übertreibungen gab, die eine 
negative Beurteilung des § 88 a zum Gegenstand 
haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der 
Herr Abgeordnete Dr. Wernitz hat um schriftliche 
Beantwortung der von ihm eingereichten Frage 47 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Be-
antwortung der Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Justiz. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Haehser zur Ver-
fügung. 

Die erste Frage, Frage 48, ist von dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Luda eingebracht: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bisherige 
Sparförderung — außer Bausparförderung — abgebaut werden 
sollte zugunsten der Förderung der Beteiligung breiter Bevölke-
rungsschichten am Produktivkapital, weil diese — bei ohnehin 
ausreichender gesamtwirtschaftlicher Sparquote — vordringlich 
ist, da sie zur Finanzierung eines stärkeren Wirtschaftswachs-
tums und damit zum Abbau der Arbeitslosigkeit beiträgt, und 
wenn ja, wird sie eine entsprechende Initiative ergreifen? 

Herr Staatssekretär. 
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Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege, die Bundesregie-
rung teilt Ihre Auffassung nicht, daß die bisherige 
Sparförderung bei Aufrechterhaltung der Bauspar-
förderung abgebaut werden kann. Die Sparförderung 
nach dem Sparprämiengesetz ist in den letzten Jah-
ren mehrfach beschnitten worden: Die Prämien wur-
den zweimal gesenkt, und zur Konzentration dieser 
Förderung auf die Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkommen sind Einkommensgrenzen eingezogen 
worden. Die Sparförderung bleibt aber weiter ein 
wichtiges Instrument zur Verstetigung des Sparpro-
zesses und zum Heranführen neuer Bevölkerungs-
schichten an das Sparen. Ein weiterer Abbau der 
Sparförderung erscheint daher nicht wünschenswert, 
zumal wenn Beteiligungen am Produktivvermögen 
in den Anlagekatalog des Sparprämiengesetzes auf-
genommen werden sollen. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungser-
klärung vom Dezember 1976 deutlich gemacht, daß 
sie den Anlagekatalog des Sparprämiengesetzes 
bzw. des Dritten Vermögensbildungsgesetzes erwei-
tern wird, um verstärkt auch Beteiligungen in Unter-
nehmen zu ermöglichen. Die der Anwendung dieser 
Gesetze auf Beteiligungsformen entgegenstehenden 
steuerlichen Hemmnisse sollen beseitigt werden. Die 
Regierung teilt insoweit, Herr Kollege Luda, das von 
Ihnen vorgetragene Anliegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sehen 
Sie nicht den eklatanten Widerspruch, der zwischen 
dieser Ihrer Antwort einerseits und der harten Kri-
tik des Bundeskanzlers am Sparverhalten der Be-
völkerung andererseits besteht? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Luda, 
die Ermunterung, gerichtet an die Bevölkerung, mehr 
zu konsumieren, bedeutet natürlich keine Absage 
an die Tugenden des Sparens. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, das nachzulesen, was Bundeskanzler 
Schmidt in diesem Zusammenhang gesagt hat — in-
sofern kann Ihre jetzige Antwort zweifellos nicht be-
friedigen —, und sind Sie nicht bereit, mir zu be-
stätigen, daß eine solche Kritik an der Sparquote, 
die der Bundeskanzler geäußert hat, im Widerspruch 
zu der politischen Absicht steht, das Sparen in die-
ser Weise weiter zu subventionieren? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bin gerne bereit, noch einmal nachzulesen, was der 
Herr Bundeskanzler gesagt hat, obwohl ich seine 
Einlassungen, dieses Gebiet betreffend, durchaus 
kenne. Den von Ihnen vermuteten Widerspruch in-
dessen vermag ich nicht zu sehen. 

(Dr. Luda [CDU/CSU] : Frage der Logik 1) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 49 des Abgeordneten Dr. Spöri auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß, wie in einer 
Annonce des Wirtschaftsinstituts für Innovation und Marketing 
angekündigt, den Geldgebern eines neuen Hitler-Films umfang-
reiche Steuervorteile gewährt werden, und ist die Bundesregie-
rung angesichts der die Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig 
überschwappenden Kommerzialisierung des Dritten Reichs bereit, 
eine derartige steuerpolitische Subventionierung eines neuen 
Hitler-Films zu unterbinden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung ist bekannt, daß in jüngster Zeit in verstärk

-

tem Umfang für die Beteiligung an Filmproduktions-
gesellschaften geworben wird, die als Verlustzuwei-
sungsgesellschaften konzipiert sind und den Anle-
gern außergewöhnlich hohe Verlustzuweisungen und 
damit verbundene Steuerersparnisse in Aussicht 
stellen. Das von Ihnen angesprochene Projekt, Herr 
Kollege, gehört in diesen Rahmen. 

Die steuerliche Konzeption der Produktionsgesell-
schaften beruht u. a. auf der Annahme, daß die Ver-
luste, die in der Anlaufphase durch die Herstellung 
des Films entstehen, ausschließlich den Anlegern 
zugerechnet und von diesen steuermindernd geltend 
gemacht werden können. Ob diese steuerliche Be-
urteilung zutrifft, ist jedoch nicht zweifelsfrei. Eine 
genaue Prüfung durch die Finanzbehörde könnte 
dazu führen, daß in Aussicht gestellte Verlustzu-
weisungen nicht oder nur in weit geringerem Um-
fang steuerlich anerkannt werden. 

Wegen der allgemeinen Bedeutung der Angele-
genheit wird das Bundesministerium der Finanzen 
diese Rechtsfrage in Kürze mit den Obersten Finanz-
behörden der Länder erörtern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie haben 
von eventuellen Beschränkungen dieser Verlustzu-
weisungen im Falle einer genauen Überprüfung 
durch die Finanzbehörden gesprochen. Können Sie 
dem Hause etwas Konkreteres darüber sagen, wie 
solche Beschränkungen aussehen könnten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
Herr Kollege Spöri, Ihnen darüber umfangreichere 
Auskünfte zu geben, auch über das hinaus, was in 
den „Finanznachrichten" vor einiger Zeit abgedruckt 
worden ist. Kriterien aber, die etwa den Inhalt der 
Machwerke oder Produkte oder Filme, um die es 
hier geht, betreffen, würden bei dieser Sache keine 
Rolle spielen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, wie bewertet 
die Bundesregierung unabhängig von der Möglich-
keit, solche Einschränkungen von Verlustzuweisun-
gen zu regulieren, die politische Auswirkung derart 
subventionierter Filme auf die Resonanz im befreun-
deten Ausland? 
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Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Spöri, 
Sie wissen, daß die Filme selber sehr unterschiedlich 
beurteilt werden. Insofern vermag ich die Auswir-
kungen der Vorgänge auf das Ausland, nach denen 
Sie gefragt haben, nicht zu beurteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 50 des Herrn Abgeordneten Dr. Jens auf: 

Wie haben sich in den Jahren 1975/76 die Gebühren für Lohn- 
und Gehaltskonten bei allen Banken geändert, und ist die Bun-
desregierung bereit, gegen ungerechtfertigte Gebührenerhöhun-
gen der Kreditinstitute für Lohn- und Gehaltskonten — mög-
licherweise durch schärfere Mißbrauchsaufsicht durch das Kartell-
amt — etwas zu unternehmen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jens, eine amtliche Statistik über die Preise für 
Dienstleistungen der Kreditinstitute wird nicht ge-
führt. Die Ihnen sicherlich bekannten Veröffent-
lichungen der Presse und einiger Verbraucherver-
bände sind nicht so umfassend, daß man danach die 
Entwicklung der Gebühren für Lohn- und Gehalts-
konten in den Jahren 1975 und 1976 bei allen Ban-
ken beurteilen könnte. 

Ein Einschreiten des Bundeskartellamtes im Wege 
der Mißbrauchsaufsicht nach § 22 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen kommt schon 
deshalb nicht in Betracht, da eine marktbeherr-
schende Stellung eines Kreditinstituts, das Lohn- 
und Gehaltskonten führt, bisher nicht festgestellt 
werden konnte. Im übrigen bestehen für die Bank-
kunden hinsichtlich der Lohn- und Gehaltskonten re-
gelmäßig ausreichende und zumutbare Möglichkei-
ten, auf andere Institute auszuweichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Jens, Sie stehen jetzt vor der Frage, ob Sie 
noch Zusatzfragen stellen wollen oder ob Sie Ihre 
weitere Frage beantwortet haben wollen. Das müs-
sen Sie selbst entscheiden. Die Fragestunde geht 
umgehend zu Ende. 

Dr. Jens (SPD) : Dann lasse ich die andere Frage 
erst einmal beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Dann 
rufe ich die Frage 51 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jens auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Verordnung 
über die Preisangaben in den Geschäftsräumen der Kreditinsti-
tute nicht immer im gewünschten Sinn praktiziert wird, und ist 
sie bereit, verschärfte Bestimmungen zu erlassen, um die Preis-
transparenz für die Kunden spürbar zu verbessern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung ist nicht bekannt, daß Kreditinstitute den nach 
der Preisangabenverordnung vorgeschriebenen Aus-
hang ihrer Gebühren nicht korrekt vornehmen. 
Sollte Ihnen, Herr Kollege Dr. Jens, ein solcher Fall 

bekannt sein, so darf ich Sie bitten, mir einen Brief 
zu schreiben. Ich habe mich gestern für einen Brief 
von Ihnen bedanken können. Die Bundesregierung 
wird dann prüfen, ob etwa die staatliche Banken-
aufsicht eingeschaltet werden sollte, um Abhilfe zu 
schaffen. 

Vizepräsident .  Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben jetzt eine Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, um auf meine 
erste Frage zurückzukommen: Meinen Sie nicht 
auch, daß es nahezu gegen die guten Sitten ver-
stößt, wenn die Banken zunächst dafür sorgen, daß 
möglichst viele Arbeitnehmer bei ihnen ein Konto 
einrichten, und dann hinterher hingehen und diese 
Gebühren kräftig erhöhen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jens, ich denke, die  Arbeitnehmer gehören zu dem 
Personenkreis, die das, was Banken ihnen an Ver-
günstigungen oder Belastungen anbieten, mehr und 
mehr selbständig beurteilen können. Die Banken 
werben im Augenblick durchweg in großen Annon-
cen mit den Konditionen, die sie anbieten. Ich weiß 
aus eigenem Erleben, daß sich potentielle Kunden 
sehr nach den Konditionen erkundigen, ehe sie mit 
einer Bank ins Geschäft treten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich las-
se noch eine Zusatzfrage zu. 

Dr. Jens (SPD) : Danke schön, Herr Präsident. — 
Herr  Staatssekretär, wissen Sie genau, welche Ge-
bühren Sie für einzelne Leistungen Ihrer Bank zu 
entrichten haben, und können Sie mir vielleicht 
sagen, welche Bank „am billigsten" ist? 

Haehser, .Parl. Staatssekretär: Ich weiß es selbst-
verständlich nicht genau; aber ich würde meine 
Frau fragen, die für mich einiges auf diesem Gebiet 
erledigt, Herr Kollege. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, mit dieser für viele von uns 
gültigen Auskunft kann ich die heutige Fragestunde 
schließen. 

(Heiterkeit) 

Ich danke Ihnen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages, auf Donnerstag, den 20. Oktober, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.32 Uhr) 
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Berichtigungen 

39. Sitzung: Auf Seite I, Zeile 7 und auf Seite 
2987 A, Zeile 7 ist statt „30. Juni 1977" zu lesen: 
„30. Juli 1977". 

47. Sitzung: Auf Seite 3586 A, Zeile 15, ist statt 
„300 auf 400 DM" zu lesen „100 auf 400 DM"; sechs 
Zeilen weiter ist statt „Die CDU/CSU-Fraktion un-
terstellt selbst, daß der Gesetzentwurf der Frak-
tionen der SPD und FDP, der ..." zu lesen: „Die 
CDU/CSU-Fraktion unterstellt selbst, daß , ihr Ge-
setzentwurf, der ...". 

48. Sitzung: Auf Seite 3724* A ist in der Antwort zu 
Frage 167 in der letzten Zeile statt „Bohrtechnik" 
zu lesen: „Bergtechnik". 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
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Dr. Aigner * 20. 10. 
Dr. Bayerl * 20. 10. 
Dr. von Bismarck 19. 10. 
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Hoffmann (Saarbrücken) * 20. 10. 
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Schmidt (München) 20. 10. 
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B) 	Schröder (Wilhelminenhof) 20. 10. 
Dr. Schwörer * 19. 10. 
Seefeld * 20. 10. 
Dr. Frhr. Spies von Büllesheim 20. 10. 
Dr. Starke (Franken) * 19. 10. 
Frau Steinhauer 28. 10. 
Vogt (Duren) 20. 10. 
Dr. Waigel 20. 10. 
Frau Dr. Walz * 20. 10. 
Wohlrabe 28. 10. 
Wuwer 26. 10. 
Zeyer * 20. 10. 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/963 Frage 8) : 

Können die deutschen Staatsangehörigen in den Gebieten öst-
lich von Oder und Neiße auf „den vollen Schutz der Bundesregie-
rung" zur Durchsetzung ihrer Grundrechte einschließlich der 
privaten Eigentumsrechte ebenso vertrauen, wie Bundesaußen-
minister Genscher dies in bezug auf die Maßnahmen zum vollen 
Schutz deutscher - insbesondere bundeseigener - Unterneh-
men in Südafrika vor kurzem bekanntgab- (AP, dpa vom 
19. September 1977) ? 

für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par. 
laments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Die von Ihnen angesprochene Äußerung des Bun-
desministers des Auswärtigen betraf die Frage, ob 
die Regierung der Republik Südafrika gegen Un-
ternehmen vorgehen werde, die den „Verhaltens-
kodex für Unternehmen mit Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen oder Vertretungen in Süd-
afrika" anwenden. In der Wiedergabe der dpa-Mel-
dung vom 20. September 1977, 13.10 Uhr, heißt es 
wie folgt: 

„Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher 
meinte jedoch vor Journalisten, deutsche Betriebe er-
hielten in solchen Fällen den vollen Schutz der Bun-
desregierung - wenn er sich auch nicht vorstellen 
könne, daß sie vor Gericht gestellt würden. Er sei 
überzeugt, daß der Kodex - der nur den Charakter 
einer ,Aufforderung' an die Firmen hat - von allen 
Firmen befolgt werde." 

Das in dieser Äußerung des Bundesministers des 
Auswärtigen angesprochene Problem stellt sich 
nicht für die Deutschen in Polen. Im übrigen gilt, 
daß die Bundesregierung sich für deutsche Staats-
angehörige einsetzt, gleich, wo sie sich aufhalten. 

Anlage 3 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) (Druck-
sache 8/1015 Fragen A 13 und 14) : 

Sieht sich die Bundesregierung, nachdem konkrete Zahlen über 
die beschäftigungspolitischen Auswirkungen von Verzögerungen 
bei Baugenehmigungsverfahren für Kernkraftwerke genannt wur-
den, in der Lage, auch den Beschäftigungseffekt der inzwischen 
schon gestiegenen Nachfrage nach alternativen regenerierbaren 
Energieträgern, insbesondere solarer Energie, zu konkretisieren, 
und wenn ja, wie lauten die entsprechenden Zahlen? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die weiteren Auswir-
kungen ihrer Förderungsmaßnahmen für den Ausbau alternativer 
Energieträger auf den Arbeitsmarkt ein? 

Zu Frage A 13: 

Investitionen zur rationellen Energieverwendung 
und zur Nutzung alternativer Energiequellen lösen 
zusätzliche Beschäftigungseffekte aus oder tragen 
zur Erhaltung bestehender Arbeitsplätze bei, soweit 
- was der Regelfall sein dürfte - diese Investitio-
nen nicht nur eine Umschichtung anderer intensiver 
oder konsumtiver Ausgaben darstellen. Für eine 
Quantifizierung dieser Beschäftigungseffekte - be-
zogen auf eine bestimmte Investitionssumme - fehlt 
gegenwärtig eine ausreichende Datenbasis. 

Es ist aber erkennbar, daß sich eine wachsende 
Zahl gerade kleiner und mittlerer Unternehmen im 
Bereich dieser Technologien engagiert und sich um 
einen Markt bemüht, der gute Zukunftsaussichten 
bietet. 

Zu Frage A 14: 

Nach den Beschlüssen der Bundesregierung vom 
14. September 1977 sollen Zuschüsse für private 
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Investitionen in bestehenden Gebäuden zur Ener-
gieeinsparung, darunter auch der Einbau von Son-
nenkollektoren, gefördert werden. Der Zuschuß soll 
20 % der Investitionskosten betragen. 

Dafür sind von der öffentlichen Hand insgesamt 
4,35 Mrd. DM für die Zeit von 1978-1980 vorge-
sehen; insgesamt können damit Investitionen in der 
Größenordnung von 20 Mrd.. DM angeregt werden. 
Hiervon wird ein deutlicher Beschäftigungseffekt 
ausgehen. Da jedoch die Entscheidung darüber, 
welche Anlage im einzelnen installiert wird, jeweils 
von den Bauherren getroffen wird, kann zur Zeit 
nicht gesagt werden, welcher Anteil hieran auf den 
Sonnenenergiebereich entfallen wird. 

Vermutlich wird der größte Teil dieser Investitio-
nen für Maßnahmen zur verbesserten Wärmedäm-
mung und für Wärmepumpen aufgewendet werden, 
weil zur Zeit der Markt für Sonnenenergieanlagen 
zwar in lebhafter Entwicklung ist, diese Technolo-
gie aber — insbesondere bei der Raumheizung — die 
Schwelle der Wirtschaftlichkeit noch nicht über-
schritten hat. Die Bundesregierung fördert daher in 
weiteren Programmen Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben sowie auch insbesondere den Über-
gang zu großen Fertigungszahlen, der besonders im 
Bereich der Warmwasserbereitung bevorsteht. 

Im Programm Zukunftsinvestitionen sollen in den 
Jahren 1978 bis 1980 insgesamt 30 Mio. DM für die 
Ausrüstung von bundeseigenen Gebäuden mit Son-
nenenergieanlagen zur Verfügung gestellt werden. 
Hierdurch wird die Produktion größerer Stückzahlen 
bewirkt, was Kostensenkungen ermöglichen soll. Im 
Programm „Energieforschung und Energietechnolo-
gien" sind bis 1980 Förderbeträge von rund 140 Mio. 
DM für Forschung und Weiterentwicklung im Be-
reich von Sonnenenergieanlagen vorgesehen. Der 
unmittelbare Beschäftigungseffekt, der hiervon aus-
gehen kann, ist vergleichsweise klein. Die Entwick-
lung neuer Komponenten und Systeme sowie der 
Bau von Demonstrationsanlagen wird jedoch die 
Durchsetzung von Solartechnologien in einem Markt 
von mit steigenden Ölpreisen wachsender Bedeu-
tung wesentlich beeinflussen und auf diese Weise 
in größerem Maß mittelbar positive Beschäftigungs-
wirkungen auslösen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des  Abgeordneten Dr. Riesenhuber (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1015 Fragen A 20 und 21) : 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, wel-
che Entsorgungskonzeption für Kernkraftwerke die USA und 
Kanada verfolgen, und wenn ja, welche Folgerungen ergeben sich 
hieraus für die Bundesrepublik Deutschland? 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, welche 
Entsorgungskonzeption die Regierungen in Frankreich, Groß-
britannien und Japan verfolgen, und wenn ja, gibt es hier eine 
Gemeinsamkeit mit der deutschen Entsorgungskonzeption? 

Zu Frage A 20:  

Die USA haben entsprechend der von Präsident 
Carter erklärten neuen amerikanischen Nuklearpoli-
tik ihre früher verfolgte Absicht aufgegeben, die ab-
gebrannten Brennelemente aus Leichtwasserreakto-
ren so schnell wie möglich wiederaufarbeiten zu las-
sen. Vielmehr soll durch 'die Verschiebung der Wie-
deraufarbeitung auf unbestimmte Zeitausreichend 
Gelegenheit gegeben werden, nochmals vor dem Ein-
tritt in die kommerzielle Nutzung des  Plutoniums als 
Kernbrennstoff imindustriellen Maßstab denkbare 
Brennstoffkreislaufalternativen zum Vergleich her-
anzuziehen, um herauszufinden, mit welchen Strate-
gien einerseits die ungehinderte friedliche Nutzung 
der Kernenergie, andererseits 'die Absicherung vor 
einer mißbräuchlichen Abzweigung von Spaltmate-
rial am effektivsten erreicht werden können. Dazu 
gehören auch Untersuchungen von Wegwerfzyklen 
mit verbesserter Brennstoffnutzung in thermischen 
Reaktoren, bei denen die abgebrannten Brennele-
mente direkt 'der Endlagerung zugeführt würden. Die 
ökonomische Beurteilung dieser Variante ist auf der 
Basis der bisher vorliegenden Kenntnisse nicht mög-
lich. 

Eine unvoreingenommene und die beteiligten 
Staaten nicht auf die Ergebnisse verpflichtende 
technisch-wirtschaftliche Analyse der denkbaren Al-
ternativen soll in den nächsten zwei Jahren unter 
großer internationaler Beteiligung in dem Interna-
tionalen Brennstoffkreislauf-Evakuierungsprogramm 
(INFCEP) durchgeführt werden, an dem sich auch 
die Bundesrepublik Deutschland beteiligen wird. Die 
USA haben immer wieder 'betont, daß ihre jetzige 
Entscheidung keinesfalls einen endgültigen Verzicht 
auf die Wiederaufarbeitung und Plutonium-Nutzung 
bedeute. Insbesondere werden die Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten für Schnellbrutreaktoren wei-
tergeführt. Die USA sind allerdings der Meinung, 
daß die Einführung eines Schnellbrüters zeitlich er-
heblich später kommen kann, da sie weltweit sehr 
viel höhere Uranreserven vermuten als bisher be-
kannt sind. 

Allerdings haben die USA hierzu immer wieder er-
klärt, daß sie die andere Ausgangssituation z. B. 'der 
westeuropäischen Länder und Japans mit praktisch 
kaum eigenen Uranreserven und damit die Notwen-
digkeit, andere Lösungen und Wege 'bei der  fried-
lichen Nutzung der Kernenergie zu finden, aner-
kennen. 

Kanada hat aufgrund des kanadischen Reaktorpro-
gramms, das  sich 'bis auf weiteres ausschleßlich auf 
die  Schwerwasser-Natururan-Linie stützen wird, seit 
langem die Absicht verfolgt, die ,abgebrannten 
Brennelemente bis zur Einführung eines fortge-
schrittenen Reaktorsystems auf lange Zeit zwischen-
zulagern. Die  zwischenzeitliche Rezyklierung der in 
abgebrannten Brennelementen noch enthaltenen 
Spaltstoffe, vor allem des Plutoniums, ist in CANDU- 
Reaktoren nicht sehr attraktiv und der Aspekt der 
optimalen Nutzung der Brennstoffvorräte in Anbe-
tracht der  gewaltigen kanadischen Uranreserven auf 
absehbare Zeit nicht zwingend. 

Unmittelbare Folgerungen ergaben sich aus der 
derzeitigen amerikanischen und kanadischen Ent- 
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sorgungskonzeption wegen der grundlegend unter-
schiedlichen Ausgangssituation für uns nicht. Wir 
werden bei der Durchführung von INFCEP diese Ar-
gumente erneut gründlich prüfen. 

 

Zu Frage A 21: 

Die Regierungen von Frankreich, Großbritannien 
und Japan sind wie die  Bundesregierung der Mei-
nung, daß aus ökologischen Gründen und im Hin-
blick auf optimale Ressourcenschonung eine Wieder-
aufarbeitung der abgebrannten Leichtwasserreak-
tor-Brennelemente unverzüglich angestrebt werden 
muß. In allen drei Ländern sind bereits entspre-
chende Wie deraufarbeitungs-Anlagen in Betrieb. 
Ebenso wird die möglichst direkt anzuschließende 
Rückführung desdabei abgetrennten Plutoniums als 
neuer Brennstoff in thermische oder schnelle Reak-
toren für notwendig gehalten. Unterschiede bestehen 
augrund der unterschiedlichen geologischen Verhält-
nisse hinsichtlich der Endlagerung der radioaktiven 
Abfälle. Wenn 'auch alle drei Länder die Endlage-
rung in tiefen stabilen geologischen Formationen 
für sicher halten, so hat insbesondere Japan auf-
grund der vulkanischen Struktur der japanischen In-
seln Schwierigkeiten, geeignete geologische Forma-
tionen zu finden. 

Japan sucht deshalb auch nach alternative Lage-
rungsmöglichkeiten in der Tiefsee. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Benz (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1015 Fragen A 24 und 25): 

Ist die Bundesregierung nach wie vor der Ansicht, daß bei der 
Erteilung von Errichtungsgenehmigungen für Kernkraftwerke 
auch Entsorgungsverträge mit dem Ausland als Entsorgungs-
voraussetzung anerkannt werden? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Beherrschbarkeit 
der Endlagerung und die Bedenkenlosigkeit der Zwischenlage-
rung zu den selbstverständlichen Voraussetzungen für die sicher-
heitstechnische Vertretbarkeit des deutschen Entsorgungszen-
trums gehört, und wie begründet sie dies im einzelnen? 

Zu Frage A 24: 

Nach den von der Bundesregierung aufgestellten 
„Grundsätzen zur Entsorgungsvorsorge für Kern-
kraftwerke", denen auch die Ministerpräsidenten 
der Länder mehrheitlich zugestimmt haben, können 
auch Verträge mit dem Ausland anerkannt werden. 
An dieser Auffassung hält die Bundesregierung fest. 

Zu Frage A 25: 

Die Bundesregierung sieht die Beherrschbarkeit 
der Endlagerung und die Bedenkenlosigkeit der 
Zwischenlagerung als selbstverständliche Voraus-
setzung für die sicherheitstechnische Vertretbarkeit 
des Entsorgungszentrums an. 

Sie bezieht in diese Aussage auch alle weiteren 
Anlagen des Entsorgungszentrums mit ein. 

Sie kann im übrigen auch in Beachtung der Vor-
schriften des Atomgesetzes Genehmigungen für die-
se Anlagen .nur zustimmen, wenn, unter anderem, 
die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch die Er-
richtung und den Betrieb der Anlagen getroffen ist. 

Dies schließt nicht aus, daß zahlreiche noch offene 
Detailfragen projektbegleitend durch Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten bis zum Zeitpunkt der Er-
richtung einzelner Anlagen erarbeitet werden müs-
sen und können. 

Die Bundesregierung wird insbesondere das Ur-
teil der Reaktorsicherheitskommission und der Strah-
lenschutzkommission über die grundsätzliche sicher-
heitstechnische Realisierbarkeit des Entsorgungs-
zentrums, das am 20. Oktober 1977 erwartet wird, 
in ihre Wertung der Sicherheit der geplanten Anla-
gen sowie die Gestaltung der nächsten Entscheidun-
gen einbeziehen. 

Anlage 6 

 Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1015 Frage A 29) : 

Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung über den Zu-
sammenhang erhöhter Kriminalität und modernen Hochhaussied-
lungen vor, kann die Bundesregierung Zeitungsmeldungen be-
stätigen, wonach sich „die Wohnwüsten der Bundesrepublik 
Deutschland zu Brutstätten der Kriminalität" entwickelten, und 
welche Konsequenzen und Folgerungen ist die Bundesregierung 
bereit aus diesen Erkenntnissen zu ziehen? 

Die in Ihrer Frage zitierte Zeitungsmeldung, wo-
nach sich „die Wohnwüsten der Bundesrepublik 
Deutschland zu Brutstätten der Kriminalität" ent-
wickelt haben, kann in dieser Form nicht bestätigt 
werden. 

Nach den Erkenntnissen der kriminologischen For-
schung ist allerdings davon auszugehen, daß zwi-
schen den Formen des Wohnens und der Kriminali-
tät Zusammenhänge bestehen. Dies muß insbeson-
dere auch für das Wohnen in Hochhaussiedlungen 
angenommen werden. 

In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß 
die Individualbedürfnisse der Wohnbevölkerung im 
modernen Städtebau vielfach nicht genügend Be-
rücksichtigung gefunden haben. Dies gilt für das 
Verlangen nach Kontakt im sozialen Nahraum eben-
so wie für das Bedürfnis nach Entfaltungsmöglich-
keiten für Kinder und Heranwachsende. 

Zwar liegen ausreichende empirische Detailunter-
suchungen zu dem Problemkomplex z. Z. nicht vor. 
Dennoch schienen erste Erfahrungen in der Bundes-
republik Deutschland und im Ausland, insbesondere 
in den Vereinigten Staaten von Amerika, zu bele-
gen, daß z. B. die Aggressionsbereitschaft mancher 
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Bewohner durch eine „sterile" Architektur und feh-
lende Sozialkontakte gefördert werden kann. Ge-
wisse Kriminalitätsschwerpunkte sind im übrigen 
neben traditionellen Kriminalitätsvierteln dort an-
zunehmen, wo in einer unüberschaubaren, nur zu 
bestimmten Zeiten belebten Gebäudeansammlung 
unkontrollierbare Bereiche — etwa in Tiefgaragen 
und Einkaufszentren — entstehen und die Unüber-
sichtlichkeit und Anonymität in den Hochhauskom-
plexen Kriminellen den gewünschten Schutz ver-
leihen. 

Die Städteplaner und auch die Polizei sind bereits 
seit längerem der Auffassung, daß nur ein enges 
und frühzeitiges Zusammenwirken von Planungs-
behörden, Architekten, Finanzierungs- und Bau-
gesellschaften sowie der Polizei präventive Abhilfe 
schaffen kann. Kontakte dieser Art zwischen allen 
Beteiligten mit dem Ziel, präventivwirkende Bau- 
und Siedlungsformen zu finden, bestehen bereits. 
Das Deutsche Institut für Urbanistik hat gerade mit 
einer Studie zur Problematik der Beziehungen zwi-
schen städtischer Ausstattung und dem Auftreten 
von Gewalt begonnen. 

Bund und Länder bemühen sich im übrigen mit 
Erfolg, gewisse Mängel der Vergangenheit durch 
beispielhafte Lösungen, insbesondere in Form von 
Demonstrativbauten, auszuräumen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1015 Frage A 30) : 

War dem Bundesinnenministerium als Aufsichtsorgan der 
Bundeszentrale für politische Bildung vor Erscheinen der von 
der Bundeszentrale herausgegebenen Wochenzeitung „Das Par-
lament" Nr. 39/77 vom 1. Oktober 1977 bekannt, daß auf Seite 14 
eine großformatige Annonce des im Verfassungsschutzbericht 
1976 als kommunistisch und DKP-nahestehend eingestuften Kölner 
Pahl-Rugenstein-Verlags veröffentlicht wurde, wie beurteilt der 
Bundesinnenminister diese Veröffentlichung, und welche Maß-
nahmen gedenkt er zu ergreifen, um eine Wiederholung solcher 
Vorgänge zu verhindern? 

Vor dem Erscheinen der Nr. 39 der Wochenzeit-
schrift „Das Parlament" vom 1. Oktober 1977 war 
dem Bundesinnenministerium nicht bekannt, daß 
auf Seite 14 die Anzeige des Pahl-Rugenstein-Ver-
lages veröffentlicht werden sollte. 

Der Bundesminister des Innern bedauert die Ver-
öffentlichung. Das für Werbung in der Wochen-
zeitschrift „Das Parlament" zuständige Anzeigen-
büro hat der Redaktionsleitung wie üblich die Na-
men der Werbenden kurz vor Drucklegung der 
Nr. 39 bekanntgegeben. Der zuständige Bearbeiter 
in der Bundeszentrale hat bei der Durchsicht der 
Namen, die, wie in der Pressearbeit üblich, nicht 
ohne Zeitdruck vonstatten ging, den Pahl-Rugen-
stein-Verlag überlesen. 

Es wird in Zukunft auf noch sorgfältigere Durch-
sicht der Liste, die das Anzeigenbüro der Bundes-
zentrale für politische Bildung jeweils vorlegt, ge-
achtet werden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz 
(SPD) (Drucksache 8/1015 Frage A 31): 

Wann ist im Hinblick darauf, daß sich die Hopfenbauern seit 
Jahren um eine Änderung des Überprüfungsrhythmus für Öl

-

brenner für Hopfendarren bemühen, damit zu rechnen, daß eine 
Novellierung der ersten Bundesimmissionsschutzverordnung, in 
der ein größerer Überwachungsrhythmus für kurzzeitig betrie-
bene Feuerungsanlagen vorgesehen ist, von der Bundesregierung 
vogelegt wird? 

Im Zusammenhang mit der im Entwurf vorliegen-
den Heizungsbetriebs-Verordnung nach dem Ener-
gieeinsparungsgesetz wird z. Z. in meinem Hause 
eine Novellierung der 1. BImSchV vorbereitet. Bei 
dieser Novellierung werde ich für jährlich nur 
kurzzeitig betriebene Feuerungsanlagen, die aus-
schließlich zur Trocknung von selbstgewonnenen 
Produkten in landwirtschaftlichen Betrieben einge-
setzt werden, einen größeren Überwachungsrhyth-
mus vorsehen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Reddemann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1015 Frage A 43): 

Was tut die Bundesregierung, um den Schutz der Passagiere 
deutscher Luftfahrtgesellschaften vor Terroristen zu verstärken? 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit und Verantwor-
tung hat die Bundesregierung bereits seit 1971 um-
fangreiche Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz des 
Luftverkehrs vor äußeren Gefahren, insbesondere 
vor terroristischen Anschlägen, durchgeführt. Diese 
Sicherheitsmaßnahmen werden nach einem mit den 
Ländern abgestimmten Rahmenplan der jeweiligen 
Sicherheitslage angepaßt. Das gilt auch für die seit 
der Flugzeugentführung am 13. Oktober 1977 er-
neut verschärfte Gefährdung des Luftverkehrs. 

Wie Ihnen bekannt ist, bemüht sich die Bundes-
regierung auch im Ausland darum, die zum Schutz 
aller deutscher Luftfahrtgesellschaften erforderlichen 
Sicherheitsmaßnahmen durchzuführen oder zu ver-
anlassen. 

Die Deutsche Lufthansa wurde auf Weisung des 
Herrn Bundeskanzlers durch ein Schreiben des Herrn 
Bundesministers Gscheidle vom 17. Oktober 1977 
gebeten, die Sicherheitsmaßnahmen an ihren Aus-
landsstationen mit äußerster Strenge durchzufüh

-

ren. Unterstützt durch die diplomatischen Vertretun-
gen der Bundesrepublik wirken die Auslandsstatio-
nen der Deutschen Lufthansa auf die Sicherheitsbe-
hörden der Gastländer ein, die Schutzmaßnahmen für 
alle Lufthansa-Linienflüge und für alle Charterflüge 
der Tochtergesellschaft Condor zu verstärken. Für 
jede Lufthansa- oder Condor-Station ist ein DLH- 
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Sicherheitsbeauftragter persönlich verantwortlich, 
der gleichzeitig die verstärkten Sicherheitsmaßnah-
men des Kabinenpersonals überwacht. Wo eine voll-
ständige Erfüllung der für die jeweilige Station an-
geordneten Sicherheitsmaßnahmen und infolgedes-
sen die Erreichung des notwendigen Sicherheits

-

standards nicht möglich ist, sind ab sofort die Passa-
giere zurückzuweisen. 

Entsprechende Kontakte zur Erreichung des glei-
chen Sicherheitsstandards bestehen auch zu allen 
anderen deutschen Luftverkehrsgesellschaften. 
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